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Landesgesetz zur Anpassung baurechtlicher Vorschriften an das europäische Bauproduktenrecht – nichtamtliche Fassung 
(Streichungen / Änderungen Regierungsentwurf / Änderungen Landtag) Stand: Beschluss Landtag vom 12.06.2019 

Bisherige Fassung Geänderte Fassung 

 Artikel 1 – Änderung der Landesbauordnung 
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§ 87 Ermächtigung zum Erlass von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
 

§ 88 Örtliche Bauvorschriften 
§ 89 … 

§ 87 Ermächtigung zum Erlass von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
§ 87 a Technische Baubestimmungen 
§ 88 Örtliche Bauvorschriften 
§ 89 … 

§ 2 Begriffe § 2 Begriffe 

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten 
hergestellte Anlagen. Eine Verbindung mit dem Erdboden besteht auch dann, 
wenn die Anlage durch eigene Schwere auf dem Boden ruht oder wenn sie 
nach ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt ist, überwiegend ortsfest be-
nutzt zu werden. Als bauliche Anlagen gelten 
1. Aufschüttungen und Abgrabungen, 
2. Lager-, Abstell-, Aufstell- und Ausstellungsplätze, 
3. Camping- und Wochenendplätze, 
4. Stellplätze, 
5. Sport- und Spielplätze, 
6. Schiffe und sonstige schwimmfähige Anlagen, die ortsfest benutzt werden 

und dem Wohnen oder gewerblichen, sportlichen oder ähnlichen Zwecken 
dienen, 

7. Gerüste, 
8. Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von Bauzuständen. 

(2) Gebäude sind selbständig benutzbare, überdeckte bauliche Anlagen, die 
von Menschen betreten werden können und geeignet oder bestimmt sind, dem 
Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen. Sie werden in folgende 
Gebäudeklassen eingeteilt: 
1. Gebäudeklasse 1 

Freistehende Wohngebäude mit einer Wohnung in nicht mehr als zwei Ge-
schossen, andere freistehende Gebäude ähnlicher Größe, freistehende 
landwirtschaftliche Betriebsgebäude. 

2. Gebäudeklasse 2 
Gebäude, bei denen der Fußboden keines Geschosses, in dem Aufenthalts-
räume möglich sind, im Mittel mehr als 7 m über der Geländeoberfläche 
liegt, 
a) mit nicht mehr als zwei Wohnungen, 
b) mit drei Wohnungen in freistehenden Gebäuden in Hanglage, wenn die 

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten 
hergestellte Anlagen. Eine Verbindung mit dem Erdboden besteht auch dann, 
wenn die Anlage durch eigene Schwere auf dem Boden ruht oder wenn sie 
nach ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt ist, überwiegend ortsfest be-
nutzt zu werden. Als bauliche Anlagen gelten 
1. Aufschüttungen und Abgrabungen, 
2. Lager-, Abstell-, Aufstell- und Ausstellungsplätze, 
3. Camping- und Wochenendplätze, 
4. Stellplätze, 
5. Sport- und Spielplätze, 
6. Schiffe und sonstige schwimmfähige Anlagen, die ortsfest benutzt werden 

und dem Wohnen oder gewerblichen, sportlichen oder ähnlichen Zwecken 
dienen, 

7. Gerüste, 
8. Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von Bauzuständen. 

(2) Gebäude sind selbständig benutzbare, überdeckte bauliche Anlagen, die 
von Menschen betreten werden können und geeignet oder bestimmt sind, dem 
Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen. Sie werden in folgende 
Gebäudeklassen eingeteilt: 
1. Gebäudeklasse 1 

Freistehende Wohngebäude mit einer Wohnung in nicht mehr als zwei Ge-
schossen, andere freistehende Gebäude ähnlicher Größe, freistehende 
landwirtschaftliche Betriebsgebäude. 

2. Gebäudeklasse 2 
Gebäude, bei denen der Fußboden keines Geschosses, in dem Aufenthalts-
räume möglich sind, im Mittel mehr als 7 m über der Geländeoberfläche 
liegt, 
a) mit nicht mehr als zwei Wohnungen, 
b) mit drei Wohnungen in freistehenden Gebäuden in Hanglage, wenn die 
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dritte Wohnung im untersten Geschoss liegt und ihren Zugang unmittel-
bar vom Freien aus hat. 

An die Stelle der Wohnungen nach Satz 2 Nr. 2 können jeweils sonstige 
Nutzungseinheiten treten, wenn die Nutzfläche des Gebäudes insgesamt 
400 m² nicht überschreitet. 

3. Gebäudeklasse 3 
Gebäude, bei denen der Fußboden keines Geschosses, in dem Aufenthalts-
räume möglich sind, im Mittel mehr als 7 m über der Geländeoberfläche 
liegt. 

4. Gebäudeklasse 4 
Gebäude, bei denen der Fußboden keines Geschosses, in dem Aufenthalts-
räume möglich sind, im Mittel mehr als 13 m über der Geländeoberfläche 
liegt. 

5. Gebäudeklasse 5 
Sonstige Gebäude. 

(3) Hochhäuser sind Gebäude, bei denen der Fußboden eines Aufenthalts-
raums mehr als 22 m über der Geländeoberfläche liegt. 

(4) Geschosse über der Geländeoberfläche sind Geschosse, die im Mittel mehr 
als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragen; tiefer liegende Geschosse 
sind Kellergeschosse. Vollgeschosse sind Geschosse über der Geländeober-
fläche, die über zwei Drittel, bei Geschossen im Dachraum über drei Viertel 
ihrer Grundfläche eine Höhe von 2,30 m haben. Gegenüber einer Außenwand 
zurückgesetzte oberste Geschosse sind nur Vollgeschosse, wenn sie diese 
Höhe über zwei Drittel der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses 
haben. Die Höhe wird von Oberkante Fußboden bis Oberkante Fußboden oder 
Oberkante Dachhaut gemessen. 

(5) Aufenthaltsräume sind Räume, die zum nicht nur vorübergehenden Aufent-
halt von Menschen bestimmt oder geeignet sind. 

(6) Geländeoberfläche ist die Fläche, die sich aus den Festsetzungen des Be-
bauungsplans ergibt oder die von der Bauaufsichtsbehörde festgelegt ist, im 
Übrigen die natürliche, an das Gebäude angrenzende Geländeoberfläche. 

(7) Feuerstätten sind in oder an Gebäuden ortsfest benutzte Anlagen oder Ein-
richtungen, die dazu bestimmt sind, durch Verbrennung Wärme zu erzeugen. 

dritte Wohnung im untersten Geschoss liegt und ihren Zugang unmittel-
bar vom Freien aus hat. 

An die Stelle der Wohnungen nach Satz 2 Nr. 2 können jeweils sonstige 
Nutzungseinheiten treten, wenn die Nutzfläche des Gebäudes insgesamt 
400 m² nicht überschreitet. 

3. Gebäudeklasse 3 
Gebäude, bei denen der Fußboden keines Geschosses, in dem Aufenthalts-
räume möglich sind, im Mittel mehr als 7 m über der Geländeoberfläche 
liegt. 

4. Gebäudeklasse 4 
Gebäude, bei denen der Fußboden keines Geschosses, in dem Aufenthalts-
räume möglich sind, im Mittel mehr als 13 m über der Geländeoberfläche 
liegt. 

5. Gebäudeklasse 5 
Sonstige Gebäude. 

(3) Hochhäuser sind Gebäude, bei denen der Fußboden eines Aufenthalts-
raums mehr als 22 m über der Geländeoberfläche liegt. 

(4) Geschosse über der Geländeoberfläche sind Geschosse, die im Mittel mehr 
als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragen; tiefer liegende Geschosse 
sind Kellergeschosse. Vollgeschosse sind Geschosse über der Geländeober-
fläche, die über zwei Drittel, bei Geschossen im Dachraum über drei Viertel 
ihrer Grundfläche eine Höhe von 2,30 m haben. Gegenüber einer Außenwand 
zurückgesetzte oberste Geschosse sind nur Vollgeschosse, wenn sie diese 
Höhe über zwei Drittel der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses 
haben. Die Höhe wird von Oberkante Fußboden bis Oberkante Fußboden oder 
Oberkante Dachhaut gemessen. 

(5) Aufenthaltsräume sind Räume, die zum nicht nur vorübergehenden Aufent-
halt von Menschen bestimmt oder geeignet sind. 

(6) Geländeoberfläche ist die Fläche, die sich aus den Festsetzungen des Be-
bauungsplans ergibt oder die von der Bauaufsichtsbehörde festgelegt ist, im 
Übrigen die natürliche, an das Gebäude angrenzende Geländeoberfläche. 

(7) Feuerstätten sind in oder an Gebäuden ortsfest benutzte Anlagen oder Ein-
richtungen, die dazu bestimmt sind, durch Verbrennung Wärme zu erzeugen. 
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(8) Stellplätze sind Flächen zum Abstellen von Kraftfahrzeugen außerhalb öf-
fentlicher Verkehrsflächen. Garagen sind ganz oder teilweise umschlossene 
Räume zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, Verkaufs-, Werk- 
und Lagerräume gelten nicht als Garagen. 

(9) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit sie ihrem Zweck entsprechend für 
Menschen mit Behinderungen, ältere Menschen und Personen mit Kleinkindern 
in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätz-
lich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind.  

(10) Bauprodukte sind 
1. Baustoffe, Bauteile und Anlagen, die hergestellt werden, um dauerhaft in 

bauliche Anlagen eingebaut zu werden, 
 
 
 
 
 

2. aus Baustoffen und Bauteilen vorgefertigte Anlagen, die hergestellt werden, 
um mit dem Erdboden verbunden zu werden, wie Fertighäuser, Fertiggara-
gen und Silos. 
 

 
 

(11) Bauart ist das Zusammenfügen von Bauprodukten zu baulichen Anlagen 
oder Teilen von baulichen Anlagen. 

(8) Stellplätze sind Flächen zum Abstellen von Kraftfahrzeugen außerhalb öf-
fentlicher Verkehrsflächen. Garagen sind ganz oder teilweise umschlossene 
Räume zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, Verkaufs-, Werk- 
und Lagerräume gelten nicht als Garagen. 

(9) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit sie ihrem Zweck entsprechend für 
Menschen mit Behinderungen, ältere Menschen und Personen mit Kleinkindern 
in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätz-
lich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind.  

(10) Bauprodukte sind  
1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen sowie Bausätze gemäß Artikel 2 

Nr. 2 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen 
für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 
89/106/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5; 2013 Nr. L 103 S. 10) in der 
jeweils geltenden Fassung Baustoffe, Bauteile und Anlagen, die hergestellt 
werden, um dauerhaft in bauliche Anlagen eingebaut zu werden,  

2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen sowie Bausätzen gemäß Artikel 2 
Nr. 2 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 Baustoffen und Bauteilen vorgefer-
tigte Anlagen, die hergestellt werden, um mit dem Erdboden verbunden zu 
werden, wie Fertighäuser, Fertiggaragen und Silos,. 

und deren Verwendung sich auf die Anforderungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 
auswirken kann. 

(11) Bauart ist das Zusammenfügen von Bauprodukten zu baulichen Anlagen 
oder Teilen von baulichen Anlagen. 

§ 3 Allgemeine Anforderungen § 3 Allgemeine Anforderungen 

(1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu 
halten, dass sie die öffentliche Sicherheit oder Ordnung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen nicht gefährden. Dies gilt entsprechend für die Änderung 
ihrer Benutzung und ihren Abbruch. 
 
 

(1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu 
halten, dass sie die öffentliche Sicherheit oder Ordnung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen nicht gefährden.; dabei sind die Grundanforderungen an 
Bauwerke gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zu berücksichti-
gen. Dies gilt entsprechend für die Änderung ihrer Benutzung und ihren Ab-
bruch. 
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(2) Bauprodukte dürfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die 
baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung während einer dem 
Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses 
Gesetzes oder der Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes erfüllen und ge-
brauchstauglich sind. 

(3) Die von der obersten Bauaufsichtsbehörde durch Verwaltungsvorschrift 
eingeführten technischen Baubestimmungen sind zu beachten. § 18 Abs. 3 und 
die §§ 22 und 69 bleiben unberührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Bauprodukte und Bauarten, die den in Vorschriften eines anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum genannten technischen 
Anforderungen entsprechen, dürfen verwendet oder angewendet werden, wenn 
das geforderte Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit und Ge-
brauchstauglichkeit gleichermaßen dauerhaft erreicht wird. 

(2) Bauprodukte dürfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die 
baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung während einer dem 
Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses 
Gesetzes oder der Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes erfüllen und ge-
brauchstauglich sind. 

(23) Die oberste Bauaufsichtsbehörde macht zur Durchführung dieses Geset-
zes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen die 
Technischen Baubestimmungen nach § 87 a als Verwaltungsvorschrift be-
kannt; diese Die von der obersten Bauaufsichtsbehörde durch Verwaltungsvor-
schrift eingeführten Technischen Baubestimmungen sind zu beachten. Bei der 
Bekanntmachung kann hinsichtlich des Inhalts auf eine Fundstelle verwiesen 
werden; dazu wird die Anlage zur Verwaltungsvorschrift bei der obersten Bau-
aufsichtsbehörde geführt und vorgehalten sowie auf der Internetseite des für 
die oberste Bauaufsichtsbehörde zuständigen Ministeriums veröffentlicht. Die 
Verwaltungsvorschrift basiert auf einem Muster, das das Deutsche Institut für 
Bautechnik, Berlin, nach Anhörung der beteiligten Kreise im Einvernehmen mit 
der obersten Bauaufsichtsbehörde veröffentlicht. § 17 a Abs. 2 und § 18 b 
Abs. 1 sowie § 18 Abs. 3 und die § 22 und 69 bleiben unberührt. 

(4) Bauprodukte und Bauarten, die den in Vorschriften eines anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum genannten technischen 
Anforderungen entsprechen, dürfen verwendet oder angewendet werden, wenn 
das geforderte Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit und Ge-
brauchstauglichkeit gleichermaßen dauerhaft erreicht wird. 

Dritter Teil: Bauliche Anlagen Dritter Teil: Bauliche Anlagen 

Erster Abschnitt: Allgemeine Anforderung an die Bauausführung Erster Abschnitt: Allgemeine Anforderung an die Bauausführung 

bisher in § 22 Bauarten § 17 a Bauarten 

(1) Bauarten, die von technischen Baubestimmungen wesentlich abweichen 
oder für die es allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht gibt (nicht gere-
gelte Bauarten), dürfen bei der Errichtung, Änderung und Instandhaltung bauli-
cher Anlagen nur angewendet werden, wenn für sie 

(1) Bauarten dürfen nur angewendet werden, wenn bei ihrer Anwendung die 
baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung während einer dem 
Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses 
Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erfüllen und für ihren Anwendungs-
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1. eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung oder 
2. eine Zustimmung im Einzelfall 
erteilt worden ist. Anstelle einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung ge-
nügt ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis, wenn die Bauart nicht der 
Erfüllung erheblicher Anforderungen an die Sicherheit baulicher Anlagen dient 
oder nach allgemein anerkannten Prüfverfahren beurteilt wird; das Deutsche 
Institut für Bautechnik macht diese Bauarten mit der Angabe der maßgebenden 
technischen Regeln und, soweit es keine allgemein anerkannten Regeln der 
Technik gibt, mit der Bezeichnung der Bauarten im Einvernehmen mit der 
obersten Bauaufsichtsbehörde in der Bauregelliste A bekannt. § 18 Abs. 5 und 
6, die §§ 19 und 20 Abs. 2 und § 21 gelten entsprechend. Die oberste Bauauf-
sichtsbehörde kann für genau begrenzte Fälle festlegen, dass eine allgemeine 
bauaufsichtliche Zulassung, ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis 
oder eine Zustimmung im Einzelfall nicht erforderlich ist.  
 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 

zweck tauglich sind. 

(2) Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen nach § 87 a Abs. 2 Nr. 2 
oder Nr. 3 Buchst. a wesentlich abweichen oder für die es allgemein anerkann-
te Regeln der Technik nicht gibt, dürfen bei der Errichtung, Änderung und In-
standhaltung baulicher Anlagen nur angewendet werden, wenn für sie  
1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deutsche Institut für Bau-

technik oder  
2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch die oberste Bauauf-

sichtsbehörde  
erteilt worden ist. § 19 Abs. 2 bis 6 gilt entsprechend. 

(3) Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung genügt ein allgemeines 
bauaufsichtliches Prüfzeugnis für Bauarten, wenn die Bauart nach allgemein 
anerkannten Prüfverfahren beurteilt werden kann. In der Verwaltungsvorschrift 
nach § 3 Abs. 2 und § 87 a werden diese Bauarten mit der Angabe der maß-
gebenden technischen Regeln bekannt gemacht. § 20 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 

(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 nicht zu erwarten sind, 
kann die oberste Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall oder für genau begrenzte 
Fälle allgemein festlegen, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist. 

(5) Bauarten bedürfen einer Bestätigung ihrer Übereinstimmung mit den Tech-
nischen Baubestimmungen nach § 87 a Abs. 2, den allgemeinen Bauartge-
nehmigungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen für Bauarten 
oder den vorhabenbezogenen Bauartgenehmigungen; als Übereinstimmung 
gilt auch eine Abweichung, die nicht wesentlich ist. § 22 Abs. 2 gilt für die An-
wenderin oder den Anwender der Bauart entsprechend. 

(6) Bei Bauarten, deren Anwendung in außergewöhnlichem Maß von der 
Sachkunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Aus-
stattung mit besonderen Vorrichtungen abhängt, kann in der Bauartgenehmi-
gung oder durch Rechtsverordnung des fachlich zuständigen Ministeriums 
vorgeschrieben werden, dass die Anwenderinnen und Anwender über solche 
Fachkräfte und Vorrichtungen verfügen und den Nachweis hierüber gegenüber 
einer Prüfstelle nach § 25 Satz 1 Nr. 6 zu erbringen haben.  

(7) Für Bauarten, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres beson-
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(2) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung vor-
schreiben, dass für bestimmte Bauarten, auch soweit sie Anforderungen nach 
anderen Rechtsvorschriften unterliegen, Absatz 1 ganz oder teilweise anwend-
bar ist, wenn die anderen Rechtsvorschriften dies verlangen oder zulassen. 

deren Verwendungszwecks einer außergewöhnlichen Sorgfalt bei Ausführung, 
Einbau, Transport, Instandhaltung oder Reinigung bedürfen, kann in der Bau-
artgenehmigung oder durch Rechtsverordnung des fachlich zuständigen Minis-
teriums die Überwachung dieser Tätigkeiten durch eine Überwachungsstelle 
nach § 25 Satz 1 Nr. 5 vorgeschrieben werden. 

(8) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung vor-
schreiben, dass für bestimmte Bauarten, auch soweit sie Anforderungen nach 
anderen Rechtsvorschriften unterliegen, die Absätze 1 bis 7 ganz oder teilwei-
se anwendbar sind, wenn die anderen Rechtsvorschriften dies verlangen oder 
zulassen. 

Zweiter Abschnitt: Bauprodukte und Bauarten Zweiter Abschnitt: Bauprodukte und Bauarten 

bisher in § 3 § 18 Allgemeine Anforderungen für die Verwendung von Bauprodukten 

(2) Bauprodukte dürfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die 
baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung während einer dem 
Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses 
Gesetzes oder der Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes erfüllen und ge-
brauchstauglich sind. 

(4) Bauprodukte und Bauarten, die den in Vorschriften eines anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum genannten technischen 
Anforderungen entsprechen, dürfen verwendet oder angewendet werden, wenn 
das geforderte Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit und Ge-
brauchstauglichkeit gleichermaßen dauerhaft erreicht wird. 

(1) Bauprodukte dürfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die 
baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung während einer dem 
Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses 
Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erfüllen und gebrauchstauglich sind. 
 

(2) Bauprodukte, die den in Vorschriften eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum genannten technischen Anforderungen 
entsprechen, dürfen verwendet oder angewendet werden, wenn das geforderte 
Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit und Gebrauchstauglichkeit 
gleichermaßen dauerhaft erreicht wird. 

 § 18 a Anforderungen für die Verwendung von CE-gekennzeichneten 
Bauprodukten 

 Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung trägt, darf verwendet werden, 
wenn die erklärten Leistungen den in diesem Gesetz oder aufgrund dieses 
Gesetzes festgelegten Anforderungen für diese Verwendung entsprechen. Die 
§§ 18 b bis 26 Abs. 1 gelten nicht für Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung 
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aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen. 

§ 18 Bauprodukte § 18 b Verwendbarkeitsnachweise 

(1) Bauprodukte dürfen für die Errichtung, Änderung und Instandhaltung bauli-
cher Anlagen nur verwendet werden, wenn sie für den Verwendungszweck 
1. von den nach Absatz 2 Satz 1 bekannt gemachten technischen Regeln 

nicht oder nicht wesentlich abweichen (geregelte Bauprodukte) oder nach 
Absatz 3 zulässig sind und wenn sie aufgrund des Übereinstimmungsnach-
weises nach § 23 das Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) tragen oder 

2. nach den Bestimmungen 
a) der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingun-
gen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der 
Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5; 2013 Nr. L 103 
S. 10) in der jeweils geltenden Fassung, 

b) anderer unmittelbar geltender Vorschriften der Europäischen Union oder 
c) zur Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union, soweit diese die 

Grundanforderungen an Bauwerke nach Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 berücksichtigen,  

in den Verkehr gebracht und gehandelt werden dürfen, insbesondere die 
CE-Kennzeichnung (Artikel 8 und 9 der Verordnung - EU - Nr. 305/2011) 
tragen und dieses Zeichen die nach Absatz 7 Nr. 1 festgelegten Leistungs-
stufen oder -klassen ausweist oder die Leistung des Bauprodukts angibt. 

Sonstige Bauprodukte, die allgemein anerkannten Regeln der Technik entspre-
chen, dürfen auch verwendet werden, wenn diese Regeln nicht in der Baure-
gelliste A bekannt gemacht sind. Bauprodukte, die von diesen allgemein aner-
kannten Regeln der Technik abweichen, bedürfen keines Nachweises ihrer 
Verwendbarkeit nach Absatz 3. 

(2) Das Deutsche Institut für Bautechnik, Berlin, macht im Einvernehmen mit 
der obersten Bauaufsichtsbehörde für Bauprodukte, für die nicht nur die Vor-
schriften nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 maßgebend sind, in der Bauregelliste A 
die technischen Regeln bekannt, die zur Erfüllung der in diesem Gesetz und in 
Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes an bauliche Anlagen gestellten Anfor-
derungen erforderlich sind. Diese technischen Regeln gelten als technische 

(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis in Form einer allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassung nach § 19, eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses 
nach § 20 oder einer Zustimmung im Einzelfall nach § 21 ist für ein Bauprodukt 
erforderlich, wenn  
1. es keine Technische Baubestimmung nach § 87 a und keine allgemein an-

erkannte Regel der Technik gibt,  
2. das Bauprodukt von einer Technischen Baubestimmung nach § 87 a Abs. 2 

Nr. 3 wesentlich abweicht oder  
3. eine Verordnung nach Absatz 4 es vorsieht.  

(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht erforderlich für ein Bauprodukt,  
1. das von einer allgemein anerkannten Regel der Technik abweicht oder  
2. das für die Erfüllung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund 

dieses Gesetzes nur eine untergeordnete Bedeutung hat.  

(3) Die Technischen Baubestimmungen nach § 87 a enthalten eine nicht ab-
schließende Liste von Bauprodukten, die keines Verwendbarkeitsnachweises 
nach Absatz 1 bedürfen.  
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Baubestimmungen im Sinne des § 3 Abs. 3 Satz 1. 

(3) Bauprodukte, für die technische Regeln in der Bauregelliste A nach Ab-
satz 2 Satz 1 bekannt gemacht worden sind und die von diesen wesentlich 
abweichen oder für die es technische Baubestimmungen oder allgemein aner-
kannte Regeln der Technik nicht gibt (nicht geregelte Bauprodukte), müssen 
1. eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung (§ 19), 
2. ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis (§ 20) oder 
3. eine Zustimmung im Einzelfall (§ 21) haben. 
Ausgenommen sind Bauprodukte, die nur eine untergeordnete Bedeutung für 
die Erfüllung der Anforderungen dieses Gesetzes und der Vorschriften auf-
grund dieses Gesetzes haben und durch das Deutsche Institut für Bautechnik 
im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehörde in einer Liste C öffent-
lich bekannt gemacht worden sind. 

(4) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung vor-
schreiben, dass für bestimmte Bauprodukte, auch soweit sie Anforderungen 
nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich dieser Anforderun-
gen bestimmte Nachweise der Verwendbarkeit und bestimmte Übereinstim-
mungsnachweise nach Maßgabe der §§ 18 bis 21 und der §§ 23 bis 26 zu 
führen sind, wenn die anderen Rechtsvorschriften diese Nachweise verlangen 
oder zulassen. 

(5) Bei Bauprodukten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, deren Herstellung in außer-
gewöhnlichem Maß von der Sachkunde und Erfahrung der damit betrauten 
Personen oder von einer Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen abhängt, 
kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im 
Einzelfall oder durch Rechtsverordnung des fachlich zuständigen Ministeriums 
vorgeschrieben werden, dass das Herstellerunternehmen über solche Fach-
kräfte und Vorrichtungen verfügt und den Nachweis hierüber gegenüber einer 
Prüfstelle nach § 26 Satz 1 Nr. 6 zu erbringen hat. 

(6) Für Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres 
besonderen Verwendungszwecks einer außergewöhnlichen Sorgfalt bei Ein-
bau, Transport, Instandhaltung oder Reinigung bedürfen, kann in der allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch 
Rechtsverordnung des fachlich zuständigen Ministeriums die Überwachung 
dieser Tätigkeiten durch eine Überwachungsstelle nach § 26 Satz 1 Nr. 5 vor-

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung vor-
schreiben, dass für bestimmte Bauprodukte, auch soweit sie Anforderungen 
nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich dieser Anforderun-
gen bestimmte Nachweise der Verwendbarkeit und bestimmte Übereinstim-
mungsnachweise nach Maßgabe der §§ 18 b bis 26 21 und der §§ 23 bis zu 
führen sind, wenn die anderen Rechtsvorschriften diese Nachweise verlangen 
oder zulassen. 
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geschrieben werden. 

(7) Das Deutsche Institut für Bautechnik kann im Einvernehmen mit der obers-
ten Bauaufsichtsbehörde in der Bauregelliste B 
1. festlegen, welche Leistungsstufen oder -klassen nach Artikel 27 der Verord-

nung (EU) Nr. 305/2011 oder nach Vorschriften zur Umsetzung der Richtli-
nien der Europäischen Union Bauprodukte nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 erfül-
len müssen, und 

2. bekannt machen, inwieweit Vorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der 
Europäischen Union die Grundanforderungen an Bauwerke nach Anhang I 
der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 nicht berücksichtigen. 

§ 19 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung § 19 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 

(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik erteilt auf schriftlichen Antrag eine 
allgemeine bauaufsichtliche Zulassung für nicht geregelte Bauprodukte, wenn 
bei deren Verwendung die baulichen Anlagen den Anforderungen dieses Ge-
setzes und den Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes genügen. 
 

(2) Die zur Begründung des Antrags erforderlichen Unterlagen sind beizufügen. 
Soweit erforderlich, sind Probestücke von der antragstellenden Person zur 
Verfügung zu stellen oder durch sachverständige Personen oder Stellen, die 
das Deutsche Institut für Bautechnik bestimmen kann, zu entnehmen sowie 
Probeausführungen unter Aufsicht der sachverständigen Personen oder Stellen 
herzustellen. Das Deutsche Institut für Bautechnik soll den Antrag zurückwei-
sen, wenn er wegen fehlender Angaben oder Unterlagen oder erheblicher 
Mängel nicht geprüft werden kann. 

(3) Das Deutsche Institut für Bautechnik kann für die Durchführung der Prüfung 
die sachverständige Person oder Stelle und für Probeausführungen die Ausfüh-
rungsstelle und Ausführungszeit vorschreiben. 

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und für eine 
bestimmte Frist erteilt, die in der Regel fünf Jahre beträgt. Die Zulassung kann 
mit Nebenbestimmungen erteilt werden. Sie kann auf schriftlichen Antrag in der 
Regel um jeweils fünf Jahre verlängert werden; § 74 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt 

(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik erteilt unter den Voraussetzungen des 
§ 18 b Abs. 1 auf schriftlichen Antrag eine allgemeine bauaufsichtliche Zulas-
sung für nicht geregelte Bauprodukte, wenn bei deren Verwendung die bauli-
chen Anlagen den Anforderungen dieses Gesetzes und den Vorschriften auf-
grund dieses Gesetzes genügen. 

(2) Die zur Begründung des Antrags erforderlichen Unterlagen sind beizufügen. 
Soweit erforderlich, sind Probestücke von der antragstellenden Person zur 
Verfügung zu stellen oder durch sachverständige Personen oder Stellen, die 
das Deutsche Institut für Bautechnik bestimmen kann, zu entnehmen sowie 
Probeausführungen unter Aufsicht der sachverständigen Personen oder Stellen 
herzustellen. Das Deutsche Institut für Bautechnik soll den Antrag zurückwei-
sen, wenn er wegen fehlender Angaben oder Unterlagen oder erheblicher 
Mängel nicht geprüft werden kann. § 65 Abs. 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(3) Das Deutsche Institut für Bautechnik kann für die Durchführung der Prüfung 
die sachverständige Person oder Stelle und für Probeausführungen die Ausfüh-
rungsstelle und Ausführungszeit vorschreiben. 

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und für eine 
bestimmte Frist erteilt, die in der Regel fünf Jahre beträgt. Die Zulassung kann 
mit Nebenbestimmungen erteilt werden. Sie kann auf schriftlichen Antrag in der 
Regel um jeweils fünf Jahre verlängert werden; § 74 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt 
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entsprechend. 

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt. 

(6) Das Deutsche Institut für Bautechnik macht die allgemeinen bauaufsichtli-
chen Zulassungen nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt öffentlich be-
kannt. 

entsprechend. 

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt. 

(6) Das Deutsche Institut für Bautechnik macht die allgemeinen bauaufsichtli-
chen Zulassungen nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt öffentlich be-
kannt. 

§ 20 Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis § 20 Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis 

(1) Nicht geregelte Bauprodukte, deren Verwendung nicht der Erfüllung erheb-
licher Anforderungen an die Sicherheit baulicher Anlagen dient oder die nach 
allgemein anerkannten Prüfverfahren beurteilt werden, bedürfen anstelle einer 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines allgemeinen bauaufsichtli-
chen Prüfzeugnisses. Das Deutsche Institut für Bautechnik gibt diese Baupro-
dukte im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehörde in der Bauregel-
liste A bekannt. 
 

(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis wird von einer Prüfstelle 
nach § 26 Satz 1 Nr. 1 für nicht geregelte Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt, 
wenn bei deren Verwendung die baulichen Anlagen den Anforderungen dieses 
Gesetzes und den Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes genügen. § 19 
Abs. 2 bis 6 gilt entsprechend. Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann allge-
meine bauaufsichtliche Prüfzeugnisse zurücknehmen oder widerrufen; die §§ 
48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) finden Anwendung. 

(1) Nicht geregelte Bauprodukte, deren Verwendung nicht der Erfüllung erheb-
licher Anforderungen an die Sicherheit baulicher Anlagen dient oder die nach 
allgemein anerkannten Prüfverfahren beurteilt werden, bedürfen anstelle einer 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines allgemeinen bauaufsichtli-
chen Prüfzeugnisses. Das Deutsche Institut für Bautechnik gibt diese Baupro-
dukte im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehörde in der Bauregel-
liste A bekannt. Dies wird mit der Angabe der maßgebenden technischen Re-
geln in den Technischen Baubestimmungen nach § 87 a bekannt gemacht. 

(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis wird von einer Prüfstelle 
nach § 25 Satz 1 Nr. 1 § 26 Satz 1 Nr. 1 für nicht geregelte Bauprodukte nach 
Absatz 1 erteilt, wenn bei deren Verwendung die baulichen Anlagen den Anfor-
derungen dieses Gesetzes und den Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes 
genügen. § 19 Abs. 2, Abs. 4 bis 6 gilt entsprechend. Die oberste Bauauf-
sichtsbehörde kann allgemeine bauaufsichtliche Prüfzeugnisse zurücknehmen 
oder widerrufen; die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) finden Anwendung. 

§ 21 Zustimmung im Einzelfall § 21 Zustimmung im Einzelfall  

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehörde dürfen im Einzelfall 
 
1. Bauprodukte, die auf der Grundlage von unmittelbar geltendem Recht der 

Europäischen Union in Verkehr gebracht und gehandelt werden dürfen, hin-
sichtlich der nicht berücksichtigten Grundanforderungen an Bauwerke im 
Sinne des § 18 Abs. 7 Nr. 2, 

2. Bauprodukte, die nach Vorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der Eu-

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehörde dürfen unter den Voraus-
setzungen des § 18 b Abs. 1 im Einzelfall 
1. Bauprodukte, die auf der Grundlage von unmittelbar geltendem Recht der 

Europäischen Union in Verkehr gebracht und gehandelt werden dürfen, hin-
sichtlich der nicht berücksichtigten Grundanforderungen an Bauwerke im 
Sinne des § 18 Abs. 7 Nr. 2, 

2. Bauprodukte, die nach Vorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der Eu-
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ropäischen Union in Verkehr gebracht und gehandelt werden dürfen, hin-
sichtlich der nicht berücksichtigten Grundanforderungen an Bauwerke im 
Sinne des § 18 Abs. 7 Nr. 2, 

3. nicht geregelte Bauprodukte 
verwendet werden, wenn ihre Verwendbarkeit im Sinne des § 3 Abs. 2 nach-
gewiesen ist. Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann für genau begrenzte Fälle 
festlegen, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist. 

ropäischen Union in Verkehr gebracht und gehandelt werden dürfen, hin-
sichtlich der nicht berücksichtigten Grundanforderungen an Bauwerke im 
Sinne des § 18 Abs. 7 Nr. 2, 

3. nicht geregelte Bauprodukte 
verwendet werden, wenn ihre Verwendbarkeit im Sinne des § 18 Abs. 1 § 3 
Abs. 2 nachgewiesen ist. Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann für genau 
begrenzte Fälle festlegen, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist. 

§ 22 Bauarten § 22 Bauarten 

Text siehe bei § 17 a (neu) Text  

§ 23 Übereinstimmungsnachweis § 22 23 Übereinstimmungsbestätigung Übereinstimmungsnachweis 

(1) Bauprodukte bedürfen einer Bestätigung ihrer Übereinstimmung mit den 
technischen Regeln der Bauregelliste A, den allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen oder den 
Zustimmungen im Einzelfall; eine Übereinstimmung liegt vor, wenn die Abwei-
chung nicht wesentlich ist. 
 

(2) Die Bestätigung der Übereinstimmung erfolgt durch 
1. Übereinstimmungserklärung des Herstellerunternehmens (§ 24) oder 
2. Übereinstimmungszertifikat (§ 25). 
Die Bestätigung durch Übereinstimmungszertifikat kann in der Bauregelliste A, 
in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung oder in der Zustimmung im 
Einzelfall vorgeschrieben werden, wenn dies zum Nachweis einer ordnungs-
gemäßen Herstellung erforderlich ist. Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann 
die Verwendung von Bauprodukten ohne Übereinstimmungszertifikat zulassen, 
wenn nachgewiesen ist, dass diese Bauprodukte den technischen Regeln, 
Zulassungen, Prüfzeugnissen oder Zustimmungen nach Absatz 1 entsprechen. 
Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden, bedürfen nur der Überein-
stimmungserklärung des Herstellerunternehmens nach § 24 Abs. 1, sofern 
nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Für Bauarten gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

(1) Bauprodukte bedürfen einer Bestätigung ihrer Übereinstimmung mit den 
technischen Regeln der Bauregelliste A Technischen Baubestimmungen nach 
§ 87 a Abs. 2, den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, den allgemei-
nen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen oder den Zustimmungen im Einzelfall; 
als Übereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die nicht wesentlich ist eine 
Übereinstimmung liegt vor, wenn die Abweichung nicht wesentlich ist. 

(2) Die Bestätigung der Übereinstimmung erfolgt durch 
1. Übereinstimmungserklärung des Herstellerunternehmens (§ 23 24) oder 
2. Übereinstimmungszertifikat (§ 25). 
Die Bestätigung durch Übereinstimmungszertifikat kann in der Bauregelliste A, 
in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung oder in der Zustimmung im 
Einzelfall vorgeschrieben werden, wenn dies zum Nachweis einer ordnungs-
gemäßen Herstellung erforderlich ist. Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann 
die Verwendung von Bauprodukten ohne Übereinstimmungszertifikat zulassen, 
wenn nachgewiesen ist, dass diese Bauprodukte den technischen Regeln, 
Zulassungen, Prüfzeugnissen oder Zustimmungen nach Absatz 1 entsprechen. 
Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden, bedürfen nur der Überein-
stimmungserklärung des Herstellerunternehmens nach § 24 Abs. 1, sofern 
nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Für Bauarten gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 
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(4) Die Übereinstimmungserklärung des Herstellerunternehmens oder die Er-
klärung, dass ein Übereinstimmungszertifikat erteilt ist, hat das Herstellerunter-
nehmen durch die Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem Übereinstim-
mungszeichen (Ü-Zeichen) unter Hinweis auf den Verwendungszweck abzu-
geben. 

(5) Das Ü-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem Beipackzettel oder auf 
seiner Verpackung oder, wenn dies Schwierigkeiten bereitet, auf dem Liefer-
schein oder auf einer Anlage zum Lieferschein anzubringen. 

(6) Sind Bauprodukte ohne Vorliegen der Voraussetzungen mit dem Ü-Zeichen 
gekennzeichnet, so kann die Bauaufsichtsbehörde die Verwendung dieser 
Bauprodukte untersagen und deren Kennzeichnung entwerten oder beseitigen 
lassen. 

(34) Die Übereinstimmungserklärung des Herstellerunternehmens oder die 
Erklärung, dass ein Übereinstimmungszertifikat erteilt ist, hat das Herstellerun-
ternehmen durch die Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem Übereinstim-
mungszeichen (Ü-Zeichen) unter Hinweis auf den Verwendungszweck abzu-
geben. 

(45) Das Ü-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem Beipackzettel oder auf 
seiner Verpackung oder, wenn dies Schwierigkeiten bereitet, auf dem Liefer-
schein oder auf einer Anlage zum Lieferschein anzubringen. 

(56) Sind Bauprodukte ohne Vorliegen der Voraussetzungen mit dem Ü-
Zeichen gekennzeichnet, so kann die Bauaufsichtsbehörde die Verwendung 
dieser Bauprodukte untersagen und deren Kennzeichnung entwerten oder 
beseitigen lassen. 

(6) Die von Herstellerunternehmen, die in einem anderen Land der Bundesre-
publik Deutschland oder einem anderen Staat ansässig sind, ausgestellten Ü-
Zeichen gelten auch in Rheinland-Pfalz. 

§ 24 Übereinstimmungserklärung des Herstellerunternehmens § 23 24 Übereinstimmungserklärung des Herstellerunternehmens 

(1) Das Herstellerunternehmen darf eine Übereinstimmungserklärung nur ab-
geben, wenn es durch werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt hat, 
dass das von ihm hergestellte Bauprodukt den maßgebenden technischen 
Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bau-
aufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht. 

(2) In den technischen Regeln nach § 18 Abs. 2, in der Bauregelliste A, in den 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, in den allgemeinen bauaufsichtli-
chen Prüfzeugnissen oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Prü-
fung der Bauprodukte durch eine Prüfstelle nach § 26 Satz 1 Nr. 2 vor Abgabe 
der Übereinstimmungserklärung vorgeschrieben werden, wenn dies zur Siche-
rung einer ordnungsgemäßen Herstellung erforderlich ist. In diesen Fällen hat 
die Prüfstelle das Bauprodukt daraufhin zu überprüfen, ob es den maßgeben-
den technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem 
allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall 
entspricht. 

(1) Das Herstellerunternehmen darf eine Übereinstimmungserklärung nur ab-
geben, wenn es durch werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt hat, 
dass das von ihm hergestellte Bauprodukt den maßgebenden technischen 
Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bau-
aufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht. 

(2) In den technischen Regeln nach § 18 Abs. 2, in der Bauregelliste A Techni-
schen Baubestimmungen nach § 87 a, in den allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassungen, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen oder in den 
Zustimmungen im Einzelfall kann eine Prüfung der Bauprodukte durch eine 
Prüfstelle nach § 25 Satz 1 Nr. 2 § 26 Satz 1 Nr. 2 vor Abgabe der Überein-
stimmungserklärung vorgeschrieben werden, wenn dies zur Sicherung einer 
ordnungsgemäßen Herstellung erforderlich ist. In diesen Fällen hat die Prüfstel-
le das Bauprodukt daraufhin zu überprüfen, ob es den maßgebenden techni-
schen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen 
bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht. 
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(3) In den Technischen Baubestimmungen nach § 87 a, in den allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassungen oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann 
eine Zertifizierung vor Abgabe der Übereinstimmungserklärung vorgeschrieben 
werden, wenn dies zum Nachweis einer ordnungsgemäßen Herstellung eines 
Bauproduktes erforderlich ist. Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann im Einzel-
fall die Verwendung von Bauprodukten ohne Zertifizierung gestatten, wenn 
nachgewiesen ist, dass diese Bauprodukte den technischen Regeln, Zulassun-
gen, Prüfzeugnissen oder Zustimmungen nach Absatz 1 entsprechen.  

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden, bedürfen nur einer 
Übereinstimmungserklärung nach Absatz 1, sofern nichts anderes bestimmt ist.  

§ 25 Übereinstimmungszertifikat § 24 25 Zertifizierung Übereinstimmungszertifikat 

(1) Ein Übereinstimmungszertifikat ist auf schriftlichen Antrag von einer Zertifi-
zierungsstelle nach § 26 Satz 1 Nr. 3 zu erteilen, wenn das Bauprodukt 
 
1. den maßgebenden technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen 

Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zu-
stimmung im Einzelfall entspricht und 
 

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer Fremdüberwachung 
nach Maßgabe des Absatzes 2 unterliegt. 

(2) Die Fremdüberwachung ist von Überwachungsstellen nach § 26 Satz 1 
Nr. 4 durchzuführen. Die Fremdüberwachung hat regelmäßig zu überprüfen, 
ob das Bauprodukt den maßgebenden technischen Regeln, der allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prüf-
zeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht. 

(1) Dem Herstellerunternehmen ist auf schriftlichen Antrag ein Ein Überein-
stimmungszertifikat ist auf schriftlichen Antrag von einer Zertifizierungsstelle 
nach § 25 Satz 1 Nr. 3 § 26 Satz 1 Nr. 3 zu erteilen, wenn das Bauprodukt 
1. den maßgebenden technischen Regeln Technischen Baubestimmungen 

nach § 87 a Abs. 2, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem all-
gemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall 
entspricht und 

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer Fremdüberwachung 
nach Maßgabe des Absatzes 2 unterliegt. 

(2) Die Fremdüberwachung ist von Überwachungsstellen nach § 25 Satz 1 
Nr. 4 § 26 Satz 1 Nr. 4 durchzuführen. Die Fremdüberwachung hat regelmäßig 
zu überprüfen, ob das Bauprodukt den maßgebenden technischen Regeln 
Technischen Baubestimmungen nach § 87 a Abs. 2, der allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder 
der Zustimmung im Einzelfall entspricht. 

§ 26 Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstellen § 25 26 Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstellen 

Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann eine natürliche oder juristische Person 
als 
1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prüfzeugnisse (§ 

20 Abs. 2), 

Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann eine natürliche oder juristische Person 
als 
1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prüfzeugnisse 

(§ 20 Abs. 2), 
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2. Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten vor Bestätigung der Über-
einstimmung (§ 24 Abs. 2), 

3. Zertifizierungsstelle (§ 25 Abs. 1), 
4. Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung (§ 25 Abs. 2), 
 
5. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 18 Abs. 6 oder 

 
6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 18 Abs. 5 

 
anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschäftigten nach ihrer Ausbildung, 
Fachkenntnis, persönlichen Zuverlässigkeit, ihrer Unparteilichkeit und ihren 
Leistungen die Gewähr dafür bieten, dass diese Aufgaben den öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften entsprechend wahrgenommen werden, und wenn 
sie über die erforderlichen Vorrichtungen verfügen. Satz 1 ist entsprechend auf 
Behörden anzuwenden, wenn sie ausreichend mit geeigneten Fachkräften 
besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtungen ausgestattet sind. Die von 
anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland anerkannten Prüf-, Zertifi-
zierungs- und Überwachungsstellen sind auch in Rheinland-Pfalz anerkannt. 

2. Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten vor Bestätigung der Über-
einstimmung (§ 23 Abs. 2) (§ 24 Abs. 2), 

3. Zertifizierungsstelle (§ 24 Abs. 1) (§ 25 Abs. 1), 
4. Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung (§ 24 Abs. 2) (§ 25 Abs. 2), 
5. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 17 a Abs. 7 und § 26 

Abs. 2 § 18 Abs. 6 oder 
6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 17 a Abs. 6 und § 26 Abs. 1 § 18 

Abs. 5 
anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschäftigten nach ihrer Ausbildung, 
Fachkenntnis, persönlichen Zuverlässigkeit, ihrer Unparteilichkeit und ihren 
Leistungen die Gewähr dafür bieten, dass diese Aufgaben den öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften entsprechend wahrgenommen werden, und wenn 
sie über die erforderlichen Vorrichtungen verfügen. Satz 1 ist entsprechend auf 
Behörden anzuwenden, wenn sie ausreichend mit geeigneten Fachkräften 
besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtungen ausgestattet sind. Die von 
anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland anerkannten Prüf-, Zertifi-
zierungs- und Überwachungsstellen sind auch in Rheinland-Pfalz anerkannt. 

bisher in § 18 Bauprodukte § 26 Besondere Sachkunde- und Sorgfaltspflichten 

(5) Bei Bauprodukten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, deren Herstellung in außer-
gewöhnlichem Maß von der Sachkunde und Erfahrung der damit betrauten 
Personen oder von einer Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen abhängt, 
kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im 
Einzelfall oder durch Rechtsverordnung des fachlich zuständigen Ministeriums 
vorgeschrieben werden, dass das Herstellerunternehmen über solche Fach-
kräfte und Vorrichtungen verfügt und den Nachweis hierüber gegenüber einer 
Prüfstelle nach § 26 Satz 1 Nr. 6 zu erbringen hat. 

(6) Für Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres 
besonderen Verwendungszwecks einer außergewöhnlichen Sorgfalt bei Ein-
bau, Transport, Instandhaltung oder Reinigung bedürfen, kann in der allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch 
Rechtsverordnung des fachlich zuständigen Ministeriums die Überwachung 
dieser Tätigkeiten durch eine Überwachungsstelle nach § 26 Satz 1 Nr. 5 vor-

(1) Bei Bauprodukten, deren Herstellung in außergewöhnlichem Maß von der 
Sachkunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Aus-
stattung mit besonderen Vorrichtungen abhängt, kann in der allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechts-
verordnung des fachlich zuständigen Ministeriums vorgeschrieben werden, 
dass das Herstellerunternehmen über solche Fachkräfte und Vorrichtungen 
verfügt und den Nachweis hierüber gegenüber einer Prüfstelle nach § 25 
Satz 1 Nr. 6 zu erbringen hat.  

(2) Für Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres 
besonderen Verwendungszwecks einer außergewöhnlichen Sorgfalt bei Ein-
bau, Transport, Instandhaltung oder Reinigung bedürfen, kann in der allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch 
Rechtsverordnung des fachlich zuständigen Ministeriums die Überwachung 
dieser Tätigkeiten durch eine Überwachungsstelle nach § 25 Satz 1 Nr. 5 vor-
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geschrieben werden. geschrieben werden, soweit diese Tätigkeiten nicht bereits durch die Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 erfasst sind.  

§ 28 Außenwände § 28 Außenwände 

(1) Nicht tragende Außenwände und nicht tragende Teile tragender Außen-
wände sind bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5 aus nicht brennbaren 
Baustoffen oder als raumabschließende Bauteile feuerhemmend herzustellen. 

(2) Außenflächen sowie Bekleidungen von Außenbauteilen einschließlich der 
Dämmstoffe und der Unterkonstruktionen sind so auszubilden, dass eine 
Brandausbreitung auf und in diesen Bauteilen ausreichend lang begrenzt ist. 
Sie müssen bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5 schwer entflammbar 
sein und dürfen nicht brennend abfallen oder abtropfen; Unterkonstruktionen 
aus normalentflammbaren Baustoffen sind zulässig, wenn die Anforderungen 
nach Satz 1 erfüllt sind. Für Doppelfassaden sind bei Gebäuden der Gebäude-
klassen 3 bis 5 gegen die Brandausbreitung besondere Vorkehrungen zu tref-
fen; dies gilt für hinterlüftete Bekleidungen bei Gebäuden der Gebäudeklassen 
4 und 5 entsprechend. Die Begrenzung der Brandausbreitung im Sinne von 
Satz 1 ist auch beim Anbringen von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungs-
energie zu berücksichtigen. § 30 Abs. 7 Satz 1 bis 3 bleibt unberührt. 

(1) Nicht tragende Außenwände und nicht tragende Teile tragender Außen-
wände sind bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5 aus nicht brennbaren 
Baustoffen oder als raumabschließende Bauteile feuerhemmend herzustellen. 

(2) Außenflächen sowie Bekleidungen von Außenbauteilen einschließlich der 
Dämmstoffe und der Unterkonstruktionen sind so auszubilden, dass eine 
Brandausbreitung auf und in diesen Bauteilen ausreichend lang begrenzt ist. 
Sie müssen bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5 schwer entflammbar 
sein und dürfen nicht brennend abfallen oder abtropfen; Dämmstoffe und Un-
terkonstruktionen aus normalentflammbaren Baustoffen sind zulässig, wenn die 
Anforderungen nach Satz 1 erfüllt sind. Für Doppelfassaden sind bei Gebäu-
den der Gebäudeklassen 3 bis 5 gegen die Brandausbreitung besondere Vor-
kehrungen zu treffen; dies gilt für hinterlüftete Bekleidungen bei Gebäuden der 
Gebäudeklassen 4 und 5 entsprechend. Die Begrenzung der Brandausbreitung 
im Sinne von Satz 1 ist auch beim Anbringen von Anlagen zur Nutzung solarer 
Strahlungsenergie zu berücksichtigen. § 30 Abs. 7 Satz 1 bis 3 bleibt unbe-
rührt. 

§ 33 Treppen § 33 Treppen 

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss eines Gebäudes muss über 
mindestens eine Treppe zugänglich sein (notwendige Treppe); weitere Treppen 
können verlangt werden, wenn dies zur Rettung von Menschen im Brandfall 
erforderlich ist. 

(2) Notwendige Treppen müssen so angeordnet und ausgebildet sein, dass sie 
für den größten zu erwartenden Verkehr ausreichen und leicht und gefahrlos 
als Rettungsweg benutzt werden können. Statt notwendiger Treppen sind 
Rampen mit flacher Neigung zulässig. Einschiebbare Treppen und Rolltreppen 
sind als notwendige Treppen unzulässig. Einschiebbare Treppen und Leitern 
sind bei Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 als Zugang zu einem Dach-
raum ohne Aufenthaltsräume zulässig; sie können als Zugang zu sonstigen 

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss eines Gebäudes muss über 
mindestens eine Treppe zugänglich sein (notwendige Treppe); weitere Treppen 
können verlangt werden, wenn dies zur Rettung von Menschen im Brandfall 
erforderlich ist. 

(2) Notwendige Treppen müssen so angeordnet und ausgebildet sein, dass sie 
für den größten zu erwartenden Verkehr ausreichen und leicht und gefahrlos 
als Rettungsweg benutzt werden können. Statt notwendiger Treppen sind 
Rampen mit flacher Neigung zulässig. Einschiebbare Treppen und Rolltreppen 
sind als notwendige Treppen unzulässig. Einschiebbare Treppen und Leitern 
sind bei Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 als Zugang zu einem Dach-
raum ohne Aufenthaltsräume zulässig; sie können als Zugang zu sonstigen 
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Räumen, die keine Aufenthaltsräume sind, zugelassen werden, wenn der 
Brandschutz gewährleistet ist. 

(3) In Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind die notwendigen Treppen in 
einem Zuge zu allen angeschlossenen Geschossen zu führen; sie müssen mit 
den Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden sein. Satz 1 gilt nicht für 
Treppen in Wohnungen. 

(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen sind bei Gebäuden der Gebäu-
deklasse 5 feuerhemmend aus nicht brennbaren Baustoffen, bei Gebäuden der 
Gebäudeklasse 4 aus nicht brennbaren Baustoffen, in der Gebäudeklasse 3 
aus nicht brennbaren Baustoffen oder feuerhemmend herzustellen; dies gilt 
nicht für Treppen in Wohnungen. Für tragende Teile von notwendigen Außen-
treppen genügen nicht brennbare Baustoffe. 

(5) Die nutzbare Breite notwendiger Treppen und ihrer Absätze muss 1 m be-
tragen. In Gebäuden der Gebäudeklasse 2 und innerhalb von Wohnungen 
genügt eine Breite von 0,80 m. Treppen mit geringer Benutzung können eine 
geringere Breite haben. 
 

(6) Zwischen einer Treppe und einer in ihrer Richtung aufschlagenden Tür 
muss ein Treppenabsatz angeordnet werden, dessen Tiefe der Breite der Tür 
entspricht. 

(7) Treppen müssen mindestens einen festen und griffsicheren Handlauf ha-
ben. Bei besonders breiten Treppen können Handläufe auf beiden Seiten und 
Zwischenhandläufe gefordert werden. 

(8) An den freien Seiten der Treppen und Treppenabsätze sind verkehrssichere 
Geländer anzubringen; sie müssen 0,90 m, bei mehr als 12 m Absturzhöhe 
1,10 m hoch sein. Fenster, die unmittelbar an Treppen liegen und deren Brüs-
tungen unter der erforderlichen Geländerhöhe liegen, sind zu sichern. 

(9) Auf Handläufe und Geländer kann verzichtet werden, wenn die Verkehrssi-
cherheit gewährleistet ist. 

Räumen, die keine Aufenthaltsräume sind, zugelassen werden, wenn der 
Brandschutz gewährleistet ist. 

(3) In Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind die notwendigen Treppen in 
einem Zuge zu allen angeschlossenen Geschossen zu führen; sie müssen mit 
den Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden sein. Satz 1 gilt nicht für 
Treppen in Wohnungen. 

(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen sind bei Gebäuden der Gebäu-
deklasse 5 feuerhemmend aus nicht brennbaren Baustoffen, bei Gebäuden der 
Gebäudeklasse 4 aus nicht brennbaren Baustoffen, in der Gebäudeklasse 3 
aus nicht brennbaren Baustoffen oder feuerhemmend herzustellen; dies gilt 
nicht für Treppen in Wohnungen. Für tragende Teile von notwendigen Außen-
treppen genügen nicht brennbare Baustoffe. 

(5) Die nutzbare Breite notwendiger Treppen und ihrer Absätze muss 1 m be-
tragen. In Gebäuden der Gebäudeklasse 2 und innerhalb von Wohnungen 
genügt eine Breite von 0,80 m. Geringere Breiten können in bestehenden Ge-
bäuden zugelassen werden, wenn der Brandschutz gewährleistet ist. Treppen 
mit geringer Benutzung können eine geringere Breite haben. 

(6) Zwischen einer Treppe und einer in ihrer Richtung aufschlagenden Tür 
muss ein Treppenabsatz angeordnet werden, dessen Tiefe der Breite der Tür 
entspricht. 

(7) Treppen müssen mindestens einen festen und griffsicheren Handlauf ha-
ben. Bei besonders breiten Treppen können Handläufe auf beiden Seiten und 
Zwischenhandläufe gefordert werden. 

(8) An den freien Seiten der Treppen und Treppenabsätze sind verkehrssichere 
Geländer anzubringen; sie müssen 0,90 m, bei mehr als 12 m Absturzhöhe 
1,10 m hoch sein. Fenster, die unmittelbar an Treppen liegen und deren Brüs-
tungen unter der erforderlichen Geländerhöhe liegen, sind zu sichern. 

(9) Auf Handläufe und Geländer kann verzichtet werden, wenn die Verkehrssi-
cherheit gewährleistet ist. 

§ 55 Bauherrin, Bauherr § 55 Bauherrin, Bauherr 
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(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vorbereitung, Ausführung und 
Überwachung genehmigungsbedürftiger Vorhaben und von Vorhaben, für die 
das Freistellungsverfahren nach § 67 durchgeführt wurde, nach Sachkunde 
und Erfahrung geeignete Beteiligte nach Maßgabe der §§ 56 bis 57 zu bestel-
len; § 50 bleibt unberührt. Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegt es, die 
nach baurechtlichen und sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforder-
lichen Anzeigen und Nachweise gegenüber der Bauaufsichtsbehörde zu er-
bringen. Sie oder er hat vor Baubeginn Namen und Anschrift der bauleitenden 
Person und während der Bauausführung einen Wechsel dieser Person unver-
züglich der Bauaufsichtsbehörde schriftlich mitzuteilen. 
 
 
 
 
 
 

(2) Bei geringfügigen oder technisch einfachen Vorhaben kann die Bauauf-
sichtsbehörde auf die Bestellung einer Entwurfsverfasserin oder eines Ent-
wurfsverfassers und einer Bauleiterin oder eines Bauleiters verzichten. Bei 
Bauarbeiten, die in Selbst- oder Nachbarschaftshilfe ausgeführt werden, ist die 
Bestellung von Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1 nicht erforderlich, wenn 
genügend Fachkräfte mit der notwendigen Sachkunde, Erfahrung und Zuver-
lässigkeit mitwirken. 

(3) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, dass ihr für bestimmte Bauarbei-
ten die Unternehmen und Fachleute (§ 57) namhaft gemacht werden. 

(4) Ist eine von der Bauherrin oder dem Bauherrn bestellte Person für ihre Auf-
gabe nach Sachkunde und Erfahrung nicht geeignet, so kann die Bauauf-
sichtsbehörde vor und während der Ausführung des Vorhabens verlangen, 
dass sie durch eine geeignete Person ersetzt wird oder geeignete Fachleute 
oder sachverständige Personen herangezogen werden. Die Bauaufsichtsbe-
hörde kann die Einstellung der Bauarbeiten anordnen, bis geeignete Personen 
bestellt oder herangezogen worden sind. Die Sätze 1 und 2 gelten für von der 
Bauherrin oder dem Bauherrn bestellte Unternehmen entsprechend. 

(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vorbereitung, Ausführung und 
Überwachung genehmigungsbedürftiger Vorhaben und von Vorhaben, für die 
das Freistellungsverfahren nach § 67 durchgeführt wurde, nach Sachkunde 
und Erfahrung geeignete Beteiligte nach Maßgabe der §§ 56 bis 57 zu bestel-
len; § 50 bleibt unberührt. Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegt es, die 
nach baurechtlichen und sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforder-
lichen Anzeigen und Nachweise gegenüber der Bauaufsichtsbehörde zu er-
bringen. Sie oder er hat die zur Erfüllung der Anforderungen dieses Gesetzes 
oder aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu 
den verwendeten Bauprodukten und den angewandten Bauarten bereitzuhal-
ten. Werden Bauprodukte verwendet, die die CE-Kennzeichnung nach der 
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungserklärung bereitzuhal-
ten. Die Bauherrin oder der Bauherr Sie oder er hat vor Baubeginn Namen und 
Anschrift der bauleitenden Person und während der Bauausführung einen 
Wechsel dieser Person unverzüglich der Bauaufsichtsbehörde schriftlich mitzu-
teilen. 

(2) Bei geringfügigen oder technisch einfachen Vorhaben kann die Bauauf-
sichtsbehörde auf die Bestellung einer Entwurfsverfasserin oder eines Ent-
wurfsverfassers und einer Bauleiterin oder eines Bauleiters verzichten. Bei 
Bauarbeiten, die in Selbst- oder Nachbarschaftshilfe ausgeführt werden, ist die 
Bestellung von Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1 nicht erforderlich, wenn 
genügend Fachkräfte mit der notwendigen Sachkunde, Erfahrung und Zuver-
lässigkeit mitwirken. 

(3) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, dass ihr für bestimmte Bauarbei-
ten die Unternehmen und Fachleute (§ 57) namhaft gemacht werden. 

(4) Ist eine von der Bauherrin oder dem Bauherrn bestellte Person für ihre Auf-
gabe nach Sachkunde und Erfahrung nicht geeignet, so kann die Bauauf-
sichtsbehörde vor und während der Ausführung des Vorhabens verlangen, 
dass sie durch eine geeignete Person ersetzt wird oder geeignete Fachleute 
oder sachverständige Personen herangezogen werden. Die Bauaufsichtsbe-
hörde kann die Einstellung der Bauarbeiten anordnen, bis geeignete Personen 
bestellt oder herangezogen worden sind. Die Sätze 1 und 2 gelten für von der 
Bauherrin oder dem Bauherrn bestellte Unternehmen entsprechend. 
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(5) Wechselt die Bauherrin oder der Bauherr, so hat die neue Bauherrin oder 
der neue Bauherr dies der Bauaufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen. 

(6) Treten bei einem Vorhaben mehrere Personen als Bauherrin oder Bauherr 
auf, so kann die Bauaufsichtsbehörde verlangen, dass eine Vertretung bestellt 
wird, die ihr gegenüber die Pflichten der Bauherrin oder des Bauherrn zu erfül-
len hat 

(5) Wechselt die Bauherrin oder der Bauherr, so hat die neue Bauherrin oder 
der neue Bauherr dies der Bauaufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen. 

(6) Treten bei einem Vorhaben mehrere Personen als Bauherrin oder Bauherr 
auf, so kann die Bauaufsichtsbehörde verlangen, dass eine Vertretung bestellt 
wird, die ihr gegenüber die Pflichten der Bauherrin oder des Bauherrn zu erfül-
len hat 

§ 57 Unternehmen § 57 Unternehmen 

(1) Die Unternehmen sind dafür verantwortlich, dass die von ihnen übernom-
menen Arbeiten nach den geprüften oder, wenn eine Prüfung nicht erforderlich 
ist, den eingereichten Bauunterlagen und den Anweisungen der Entwurfsver-
fasserin oder des Entwurfsverfassers gemäß den baurechtlichen und sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften ausgeführt werden. Sie sind ferner verant-
wortlich für die ordnungsgemäße Einrichtung und den sicheren Betrieb der 
Baustelle. Sie haben die erforderlichen Nachweise über die Verwendbarkeit der 
verwendeten Bauprodukte und die Anwendbarkeit von Bauarten auf der Bau-
stelle bereitzuhalten. 
 
 
 

(2) Haben Unternehmen für einzelne Bauarbeiten nicht die erforderliche Sach-
kunde und Erfahrung, so haben sie die Bauherrin oder den Bauherrn zu veran-
lassen, andere geeignete Unternehmen oder Fachleute heranzuziehen. Diese 
sind für ihre Arbeiten verantwortlich. 

(3) Die Unternehmen und Fachleute haben auf Verlangen der Bauaufsichtsbe-
hörde für Bauarbeiten, bei denen die Sicherheit der baulichen Anlage in außer-
gewöhnlichem Maße von einer besonderen Sachkunde und Erfahrung oder 
von einer Ausstattung des Unternehmens mit besonderen Einrichtungen ab-
hängt, nachzuweisen, dass sie für diese Bauarbeiten geeignet sind und über 
die erforderlichen Einrichtungen verfügen. 

(1) Die Unternehmen sind dafür verantwortlich, dass die von ihnen übernom-
menen Arbeiten nach den geprüften oder, wenn eine Prüfung nicht erforderlich 
ist, den eingereichten Bauunterlagen und den Anweisungen der Entwurfsver-
fasserin oder des Entwurfsverfassers gemäß den baurechtlichen und sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften ausgeführt werden. Sie sind ferner verant-
wortlich für die ordnungsgemäße Einrichtung und den sicheren Betrieb der 
Baustelle. Sie haben die zur Erfüllung der Anforderungen dieses Gesetzes 
oder aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen über 
die Verwendbarkeit der verwendeten Bauprodukte und die Anwendbarkeit von 
Bauarten zu erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten. Bei Bauprodukten, 
die die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist 
die Leistungserklärung bereitzuhalten. 

(2) Haben Unternehmen für einzelne Bauarbeiten nicht die erforderliche Sach-
kunde und Erfahrung, so haben sie die Bauherrin oder den Bauherrn zu veran-
lassen, andere geeignete Unternehmen oder Fachleute heranzuziehen. Diese 
sind für ihre Arbeiten verantwortlich. 

(3) Die Unternehmen und Fachleute haben auf Verlangen der Bauaufsichtsbe-
hörde für Bauarbeiten, bei denen die Sicherheit der baulichen Anlage in außer-
gewöhnlichem Maße von einer besonderen Sachkunde und Erfahrung oder 
von einer Ausstattung des Unternehmens mit besonderen Einrichtungen ab-
hängt, nachzuweisen, dass sie für diese Bauarbeiten geeignet sind und über 
die erforderlichen Einrichtungen verfügen. 

§ 65 Behandlung des Bauantrags § 65 Behandlung des Bauantrags 
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(5) Ist die Erteilung der Baugenehmigung von der Zustimmung, dem Einver-
nehmen, der Genehmigung oder der Erlaubnis einer anderen Behörde abhän-
gig oder muss über das Vorhaben im Benehmen mit einer anderen Behörde 
entschieden werden, so holt die Bauaufsichtsbehörde die Entscheidung der 
anderen Behörde ein. Zu diesem Zweck kann sie der anderen Behörde perso-
nenbezogene Daten mitteilen, die diese für ihre Entscheidung benötigt. Eine 
nach landesrechtlichen Vorschriften erforderliche Entscheidung nach Satz 1 gilt 
als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang des Ersuchens 
unter Angabe der Gründe versagt wird; dies gilt nicht, wenn die Bauaufsichts-
behörde auf begründeten Antrag der anderen Behörde die Frist verlängert hat. 
Die Bauaufsichtsbehörde teilt die Entscheidung der anderen Behörde zusam-
men mit ihrer Entscheidung der Bauherrin oder dem Bauherrn mit. 

(5) Ist die Erteilung der Baugenehmigung von der Zustimmung, dem Einver-
nehmen, der Genehmigung oder der Erlaubnis einer anderen Behörde abhän-
gig oder muss über das Vorhaben im Benehmen mit einer anderen Behörde 
entschieden werden, so holt die Bauaufsichtsbehörde die Entscheidung der 
anderen Behörde ein. Zu diesem Zweck kann sie der anderen Behörde perso-
nenbezogene Daten übermitteln mitteilen, die diese für ihre Entscheidung be-
nötigt. Eine nach landesrechtlichen Vorschriften erforderliche Entscheidung 
nach Satz 1 gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang 
des Ersuchens unter Angabe der Gründe versagt wird; dies gilt nicht, wenn die 
Bauaufsichtsbehörde auf begründeten Antrag der anderen Behörde die Frist 
verlängert hat. Die Bauaufsichtsbehörde teilt die Entscheidung der anderen 
Behörde zusammen mit ihrer Entscheidung der Bauherrin oder dem Bauherrn 
mit. 

§ 66 Vereinfachtes Genehmigungsverfahren § 66 Vereinfachtes Genehmigungsverfahren 

(2) Werden Bescheinigungen sachverständiger Personen nach § 65 Abs. 4 
über die Gewährleistung der Standsicherheit und des Brandschutzes vorgelegt, 
wird bei folgenden Vorhaben einschließlich ihrer Nebengebäude und Nebenan-
lagen ebenfalls ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren durchgeführt: 
(…) 
2. Gebäude der Gebäudeklassen 3 bis 5, die ausschließlich oder neben der 
Wohnnutzung überwiegend freiberuflich im Sinne des § 13 der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
1990 (BGBl. I S. 132) in der jeweils geltenden Fassung genutzt werden, mit 
Ausnahme von Hochhäusern, 

(2) Werden Bescheinigungen sachverständiger Personen nach § 65 Abs. 4 
über die Gewährleistung der Standsicherheit und des Brandschutzes vorgelegt, 
wird bei folgenden Vorhaben einschließlich ihrer Nebengebäude und Nebenan-
lagen ebenfalls ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren durchgeführt: 
(…) 
2. Gebäude der Gebäudeklassen 3 bis 5, die ausschließlich oder neben der 
Wohnnutzung überwiegend freiberuflich im Sinne des § 13 der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3786) 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132) in der jeweils gel-
tenden Fassung genutzt werden, mit Ausnahme von Hochhäusern, 

 § 75 a Typengenehmigung 

 

(1) Für bauliche Anlagen, die in derselben Ausführung an mehreren Stellen 
errichtet werden sollen, wird auf Antrag durch die oberste Bauaufsichtsbehörde 
eine Typengenehmigung erteilt, wenn die baulichen Anlagen oder Teile von 
baulichen Anlagen den Anforderungen nach diesem Gesetz oder aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften entsprechen. Eine Typengenehmi-
gung kann auch für bauliche Anlagen erteilt werden, die in unterschiedlicher 
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Ausführung, aber nach einem bestimmten System und aus bestimmten Bautei-
len an mehreren Stellen errichtet werden sollen; in der Typengenehmigung ist 
die zulässige Veränderbarkeit festzulegen. Für Fliegende Bauten wird eine 
Typengenehmigung nicht erteilt. 

(2) Die Typengenehmigung gilt fünf Jahre. Die Frist kann auf Antrag jeweils bis 
zu fünf Jahren verlängert werden; § 63 Abs. 2 und 3, §§ 65 und 69 sowie § 74 
Abs. 2 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.  

(3) Typengenehmigungen anderer Länder gelten auch im Land Rheinland-
Pfalz, soweit die nach Absatz 1 zuständige Stelle die Anwendbarkeit bestätigt 
hat. 

(4) Eine Typengenehmigung entbindet nicht von der Verpflichtung, ein bauauf-
sichtliches Verfahren durchzuführen. Die in der Typengenehmigung entschie-
denen Fragen sind von der Bauaufsichtsbehörde nicht mehr zu prüfen. 

§ 78 Bauüberwachung § 78 Bauüberwachung 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften und Anforderungen sowie die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Pflichten der am Bau Beteiligten überprüfen. Auf Verlangen der Bauaufsichts-
behörde hat die Bauherrin oder der Bauherr die Verwendbarkeit der Baupro-
dukte und die Anwendbarkeit der Bauarten nachzuweisen. Die Bauaufsichts-
behörde und die von ihr Beauftragten können Proben von Bauprodukten, so-
weit erforderlich auch aus fertigen Bauteilen, entnehmen und prüfen oder prü-
fen lassen. 

(2) Die Fertigstellung des Rohbaus und die abschließende Fertigstellung ge-
nehmigungsbedürftiger baulicher Anlagen sind der Bauaufsichtsbehörde von 
der Bauherrin oder dem Bauherrn jeweils zwei Wochen vorher anzuzeigen, um 
ihr eine Besichtigung des Bauzustands zu ermöglichen; bei Anlagen mit 
Schornsteinen ist die Fertigstellung des Rohbaus auch der bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfegerin oder dem bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger 
anzuzeigen. Die abschließende Fertigstellung baulicher Anlagen, für die das 
Freistellungsverfahren nach § 67 durchgeführt wurde, ist der Bauaufsichtsbe-
hörde von der Bauherrin oder dem Bauherrn zwei Wochen vorher anzuzeigen, 
um ihr eine Besichtigung des Bauzustands zu ermöglichen. Hat die Bauherrin 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften und Anforderungen sowie die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Pflichten der am Bau Beteiligten überprüfen. Auf Verlangen der Bauaufsichts-
behörde hat die Bauherrin oder der Bauherr die Verwendbarkeit der Baupro-
dukte und die Anwendbarkeit der Bauarten nachzuweisen. Die Bauaufsichts-
behörde und die von ihr Beauftragten können Proben von Bauprodukten, so-
weit erforderlich auch aus fertigen Bauteilen, entnehmen und prüfen oder prü-
fen lassen. 

(2) Die Fertigstellung des Rohbaus und die abschließende Fertigstellung ge-
nehmigungsbedürftiger baulicher Anlagen sind der Bauaufsichtsbehörde von 
der Bauherrin oder dem Bauherrn jeweils zwei Wochen vorher anzuzeigen, um 
ihr eine Besichtigung des Bauzustands zu ermöglichen; bei Anlagen mit 
Schornsteinen ist die Fertigstellung des Rohbaus auch der bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfegerin oder dem bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger 
anzuzeigen. Die abschließende Fertigstellung baulicher Anlagen, für die das 
Freistellungsverfahren nach § 67 durchgeführt wurde, ist der Bauaufsichtsbe-
hörde von der Bauherrin oder dem Bauherrn zwei Wochen vorher anzuzeigen, 
um ihr eine Besichtigung des Bauzustands zu ermöglichen. Hat die Bauherrin 
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oder der Bauherr Bescheinigungen sachverständiger Personen nach § 65 Abs. 
4 vorgelegt, sind mit der Anzeige über die abschließende Fertigstellung Be-
scheinigungen dieser Personen einzureichen, dass sie die Bauausführung 
bezüglich der von ihnen zu verantwortenden Bauunterlagen überwacht haben. 
In den Fällen des § 66 Abs. 1 und des § 67 Abs. 1 gilt Satz 3 sinngemäß hin-
sichtlich einer Erklärung der Person, die den Standsicherheitsnachweis aufge-
stellt hat. 

(3) Der Rohbau ist fertig gestellt, wenn die tragenden Teile, Schornsteine, 
Brandwände, Treppenräume und die Dachkonstruktion vollendet sind. Zur Be-
sichtigung des Rohbaus sind die Bauteile, die für die Standsicherheit und, so-
weit möglich, die Bauteile, die für den Brandschutz, den Wärme- und den 
Schallschutz sowie für die Abwasserbeseitigung wesentlich sind, derart offen 
zu halten, dass Maße und Ausführungsart geprüft werden können. Die ab-
schließende Fertigstellung umfasst auch die Fertigstellung der Wasserversor-
gungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen. 

(4) Ob und in welchem Umfang eine Besichtigung nach Absatz 2 Satz 1 oder 2 
durchgeführt wird, liegt im Ermessen der Bauaufsichtsbehörde. Über das Er-
gebnis der Besichtigung ist auf Verlangen der Bauherrin oder des Bauherrn 
eine Bescheinigung auszustellen. 

(5) Mit dem Innenausbau darf erst einen Tag nach dem in der Anzeige nach 
Absatz 2 Satz 1 genannten Zeitpunkt der Fertigstellung des Rohbaus begon-
nen werden, soweit die Bauaufsichtsbehörde nicht einem früheren Beginn des 
Innenausbaus zugestimmt hat. 

(6) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, dass bestimmte Arbeiten erst 
fortgesetzt oder Anlagen erst benutzt werden, wenn sie von ihr oder einer von 
ihr beauftragten Person geprüft worden sind. 

(7) Die Bauaufsichtsbehörde kann über Absatz 2 hinaus verlangen, dass ihr 
oder einer von ihr beauftragten Person Beginn und Beendigung bestimmter 
Bauarbeiten angezeigt werden. Sie kann ferner die Vorlage von Bescheinigun-
gen bestimmter sachverständiger Personen oder Stellen verlangen, dass be-
stimmte Bauteile oder Bauarbeiten entsprechend den Bauunterlagen ord-
nungsgemäß ausgeführt sind. 

(8) Den mit der Überprüfung beauftragten Personen ist jederzeit Einblick in die 

oder der Bauherr Bescheinigungen sachverständiger Personen nach § 65 Abs. 
4 vorgelegt, sind mit der Anzeige über die abschließende Fertigstellung Be-
scheinigungen dieser Personen einzureichen, dass sie die Bauausführung 
bezüglich der von ihnen zu verantwortenden Bauunterlagen überwacht haben. 
In den Fällen des § 66 Abs. 1 und des § 67 Abs. 1 gilt Satz 3 sinngemäß hin-
sichtlich einer Erklärung der Person, die den Standsicherheitsnachweis aufge-
stellt hat. 

(3) Der Rohbau ist fertig gestellt, wenn die tragenden Teile, Schornsteine, 
Brandwände, Treppenräume und die Dachkonstruktion vollendet sind. Zur Be-
sichtigung des Rohbaus sind die Bauteile, die für die Standsicherheit und, so-
weit möglich, die Bauteile, die für den Brandschutz, den Wärme- und den 
Schallschutz sowie für die Abwasserbeseitigung wesentlich sind, derart offen 
zu halten, dass Maße und Ausführungsart geprüft werden können. Die ab-
schließende Fertigstellung umfasst auch die Fertigstellung der Wasserversor-
gungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen. 

(4) Ob und in welchem Umfang eine Besichtigung nach Absatz 2 Satz 1 oder 2 
durchgeführt wird, liegt im Ermessen der Bauaufsichtsbehörde. Über das Er-
gebnis der Besichtigung ist auf Verlangen der Bauherrin oder des Bauherrn 
eine Bescheinigung auszustellen. 

(5) Mit dem Innenausbau darf erst einen Tag nach dem in der Anzeige nach 
Absatz 2 Satz 1 genannten Zeitpunkt der Fertigstellung des Rohbaus begon-
nen werden, soweit die Bauaufsichtsbehörde nicht einem früheren Beginn des 
Innenausbaus zugestimmt hat. 

(6) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, dass bestimmte Arbeiten erst 
fortgesetzt oder Anlagen erst benutzt werden, wenn sie von ihr oder einer von 
ihr beauftragten Person geprüft worden sind. 

(7) Die Bauaufsichtsbehörde kann über Absatz 2 hinaus verlangen, dass ihr 
oder einer von ihr beauftragten Person Beginn und Beendigung bestimmter 
Bauarbeiten angezeigt werden. Sie kann ferner die Vorlage von Bescheinigun-
gen bestimmter sachverständiger Personen oder Stellen verlangen, dass be-
stimmte Bauteile oder Bauarbeiten entsprechend den Bauunterlagen ord-
nungsgemäß ausgeführt sind. 

(8) Den mit der Überprüfung beauftragten Personen ist jederzeit Einblick in die 



 

Seite 23 

Genehmigungen, Zulassungen, Prüfzeugnisse, Übereinstimmungserklärungen, 
Übereinstimmungszertifikate, Überwachungsnachweise, Befähigungsnachwei-
se, Zeugnisse und Aufzeichnungen über die Prüfungen von Bauprodukten und 
Bauarten, in die Bautagebücher und in andere vorgeschriebene Aufzeichnun-
gen zu gewähren. 
 

(9) Die Bauherrin oder der Bauherr hat für die Besichtigungen und die damit 
verbundenen Prüfungen die erforderlichen Arbeitskräfte und Geräte bereitzu-
stellen. Die mit der Baugenehmigungsgebühr nicht abgegoltenen Kosten der 
Bauüberwachung, insbesondere für die Entnahme und Prüfung von Baupro-
dukten und Bauarten sowie für die Heranziehung sachverständiger Personen 
und Stellen, fallen der Bauherrin oder dem Bauherrn zur Last. 

Genehmigungen, Zulassungen, Prüfzeugnisse, Übereinstimmungserklärungen, 
Übereinstimmungszertifikate, Überwachungsnachweise, Befähigungsnachwei-
se, Zeugnisse und Aufzeichnungen über die Prüfungen von Bauprodukten und 
Bauarten, in die CE-Kennzeichnungen und Leistungserklärungen nach der 
Verordnung (EU) Nr. 305/2011, in die Bautagebücher und in andere vorge-
schriebene Aufzeichnungen zu gewähren. 

(9) Die Bauherrin oder der Bauherr hat für die Besichtigungen und die damit 
verbundenen Prüfungen die erforderlichen Arbeitskräfte und Geräte bereitzu-
stellen. Die mit der Baugenehmigungsgebühr nicht abgegoltenen Kosten der 
Bauüberwachung, insbesondere für die Entnahme und Prüfung von Baupro-
dukten und Bauarten sowie für die Heranziehung sachverständiger Personen 
und Stellen, fallen der Bauherrin oder dem Bauherrn zur Last. 

(10) Die Bauaufsichtsbehörde sowie sachverständige Personen und Stellen 
nach § 65 Abs. 4 und § 87 Abs. 4 Nr. 3 sollen, soweit sie im Rahmen der Bau-
überwachung Erkenntnisse über systematische Rechtsverstöße gegen die 
Verordnung (EU) 305/2011 erlangen, diese der für die harmonisierten Baupro-
dukte zuständigen Marktüberwachungsbehörde mitteilen. 

§ 80 Baueinstellung § 80 Baueinstellung 

(1) Werden Bauarbeiten im Widerspruch zu baurechtlichen oder sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften ausgeführt oder werden Bauprodukte ver-
wendet, die unberechtigt mit dem CE-Zeichen (§ 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) oder 
dem Ü-Zeichen (§ 23 Abs. 4) gekennzeichnet sind, so kann die Bauaufsichts-
behörde die Einstellung dieser Arbeiten anordnen. 

(2) Werden Bauarbeiten trotz einer angeordneten Einstellung fortgesetzt, so 
kann die Bauaufsichtsbehörde die Baustelle versiegeln und die an der Baustel-
le vorhandenen Bauprodukte, Hilfsmittel, Gerüste, Maschinen und ähnliche 
Gegenstände auf Kosten der Bauherrin oder des Bauherrn sicherstellen. § 22 
Nr. 1 sowie die §§ 23 bis 25 des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes gel-
ten entsprechend. 

(1) Werden Bauarbeiten im Widerspruch zu baurechtlichen oder sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften ausgeführt oder werden Bauprodukte ver-
wendet, die unberechtigt mit dem CE-Zeichen (§ 18 a) (18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) 
oder dem Ü-Zeichen (§ 22 Abs. 3) (§ 23 Abs. 4) gekennzeichnet sind, so kann 
die Bauaufsichtsbehörde die Einstellung dieser Arbeiten anordnen. 

(2) Werden Bauarbeiten trotz einer angeordneten Einstellung fortgesetzt, so 
kann die Bauaufsichtsbehörde die Baustelle versiegeln und die an der Baustel-
le vorhandenen Bauprodukte, Hilfsmittel, Gerüste, Maschinen und ähnliche 
Gegenstände auf Kosten der Bauherrin oder des Bauherrn sicherstellen. § 22 
Nr. 1 sowie die §§ 23 bis 25 des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes gel-
ten entsprechend. 

§ 87 Ermächtigung zum Erlass von Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten 

§ 87 Ermächtigung zum Erlass von Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten 



 

Seite 24 

(1) Zur Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen nach § 3 kann das fach-
lich zuständige Ministerium durch Rechtsverordnung Vorschriften erlassen über
 
1. die nähere Bestimmung der Anforderungen in den §§ 6 bis 17, 27 bis 49, 52 

und 53, 
2. den Nachweis der Befähigung der in § 18 Abs. 5 genannten Personen; da-

bei können Mindestanforderungen an die Ausbildung, die durch Prüfung 
nachzuweisende Befähigung und die Ausbildungsstätten einschließlich der 
Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden, 
 

3. die Überwachung der Tätigkeiten nach § 18 Abs. 6; dabei können für die 
Überwachungsstellen über die in § 26 Satz 1 Nr. 5 festgelegten Mindestan-
forderungen hinaus weitere Anforderungen im Hinblick auf die besonderen 
Eigenschaften und die besondere Verwendung der Bauprodukte gestellt 
werden, 

4. die nähere Bestimmung allgemeiner Anforderungen in § 39, insbesondere 
über Feuerungsanlagen und Anlagen zur Verteilung von Wärme oder zur 
Warmwasserversorgung sowie über deren Betrieb, über Brennstoffleitungs-
anlagen, über Aufstellräume für Feuerstätten, Verbrennungsmotoren und 
Verdichter, über die Lagerung von Brennstoffen sowie über die Anwendung 
solcher Anforderungen auf bestehende bauliche Anlagen; dabei können Er-
leichterungen unter bestimmten Voraussetzungen allgemein für zulässig er-
klärt und es kann vorgesehen werden, dass für Feuerungsanlagen beson-
derer Art andere Anforderungen gestellt werden können, 

5. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonde-
ren Art oder Nutzung der baulichen Anlagen und Räume für ihre Errichtung, 
Änderung, Instandhaltung, Nutzung und ihren Betrieb ergeben (§§ 50 und 
51) sowie über die Anwendung solcher Anforderungen auf bestehende bau-
liche Anlagen, 

6. eine von Zeit zu Zeit zu wiederholende Nachprüfung von Anlagen oder Ein-
richtungen, die zur Verhütung erheblicher Gefahren oder Nachteile ständig 
ordnungsgemäß instand gehalten werden müssen, und die Erstreckung 
dieser Nachprüfungspflicht auf bestehende Anlagen oder Einrichtungen, 

7. die Anwesenheit von Fachleuten beim Betrieb technisch schwieriger Anla-
gen und Einrichtungen, wie Bühnenbetriebe und technisch schwierige Flie-

(1) Zur Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen nach den §§ 3 und 17 a 
Abs. 1 und § 18 Abs. 1 § 3 kann das fachlich zuständige Ministerium durch 
Rechtsverordnung Vorschriften erlassen über 
1. die nähere Bestimmung der Anforderungen in den §§ 6 bis 17, 27 bis 49, 52 

und 53, 
2. den Nachweis der Befähigung der in § 17 a Abs. 6 und § 26 Abs. 1 § 18 

Abs. 5 genannten Personen; dabei können Mindestanforderungen an die 
Ausbildung, die durch Prüfung nachzuweisende Befähigung und die Ausbil-
dungsstätten einschließlich der Anerkennungsvoraussetzungen gestellt 
werden, 

3. die Überwachung der Tätigkeiten nach § 17 a Abs. 7 und § 26 Abs. 2 § 18 
Abs. 6; dabei können für die Überwachungsstellen über die in § 25 Satz 1 
Nr. 5 § 26 Satz 1 Nr. 5 festgelegten Mindestanforderungen hinaus weitere 
Anforderungen im Hinblick auf die besonderen Eigenschaften und die be-
sondere Verwendung der Bauprodukte gestellt werden, 

4. die nähere Bestimmung allgemeiner Anforderungen in § 39, insbesondere 
über Feuerungsanlagen und Anlagen zur Verteilung von Wärme oder zur 
Warmwasserversorgung sowie über deren Betrieb, über Brennstoffleitungs-
anlagen, über Aufstellräume für Feuerstätten, Verbrennungsmotoren und 
Verdichter, über die Lagerung von Brennstoffen sowie über die Anwendung 
solcher Anforderungen auf bestehende bauliche Anlagen; dabei können Er-
leichterungen unter bestimmten Voraussetzungen allgemein für zulässig er-
klärt und es kann vorgesehen werden, dass für Feuerungsanlagen beson-
derer Art andere Anforderungen gestellt werden können, 

5. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonde-
ren Art oder Nutzung der baulichen Anlagen und Räume für ihre Errichtung, 
Änderung, Instandhaltung, Nutzung und ihren Betrieb ergeben (§§ 50 und 
51) sowie über die Anwendung solcher Anforderungen auf bestehende bau-
liche Anlagen, 

6. eine von Zeit zu Zeit zu wiederholende Nachprüfung von Anlagen oder Ein-
richtungen, die zur Verhütung erheblicher Gefahren oder Nachteile ständig 
ordnungsgemäß instand gehalten werden müssen, und die Erstreckung 
dieser Nachprüfungspflicht auf bestehende Anlagen oder Einrichtungen, 

7. die Anwesenheit von Fachleuten beim Betrieb technisch schwieriger Anla-
gen und Einrichtungen, wie Bühnenbetriebe und technisch schwierige Flie-
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gende Bauten, 
8. den Nachweis der Befähigung der in Nummer 7 genannten Fachleute, 
9. die Durchführung von Verordnungen, Richtlinien, Entscheidungen oder Be-

schlüssen des Rates oder der Kommission, die sich auf Bauprodukte oder 
Bauarten nach den §§ 18 bis 26 beziehen. 
 

(2) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung Vor-
schriften erlassen über 
1. Umfang, Inhalt, Zahl und Beschaffenheit der Bauunterlagen sowie die Ver-

wendung von Vordrucken, 
2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, Nachweise und Bescheinigungen, 
3. die Übermittlung personenbezogener Daten an Behörden außerhalb des 

Baugenehmigungsverfahrens zur Erfüllung der ihnen gesetzlich zugewiese-
nen Aufgaben, 

4. das Verfahren im Einzelnen. 
Es kann dabei für verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche An-
forderungen und Verfahren festlegen. 

(3) Das fachlich zuständige Ministerium kann, hinsichtlich der Nummern 2 und 
3 im Einvernehmen mit dem für die Aufsicht über die Ingenieurkammer Rhein-
land-Pfalz zuständigen Ministerium, durch Rechtsverordnung vorschreiben, 
1. dass zum Nachweis der ordnungsgemäßen Bauausführung von Entwurfs-

verfasserinnen oder Entwurfsverfassern, Unternehmen, sachverständigen 
Personen oder Behörden erstellte Bescheinigungen, Bestätigungen oder 
Nachweise über die Einhaltung bauaufsichtlicher Anforderungen vorzulegen 
sind, 

2. wie das Verfahren für die Eintragung in die von der Ingenieurkammer 
Rheinland-Pfalz nach § 64 Abs. 2 Nr. 2 und § 66 Abs. 6 zu führenden Listen 
durchzuführen ist und welche Nachweise vorzulegen sind; dabei können 
auch Regelungen über Gebühren für die Eintragung getroffen werden, 

3. dass Personen nach § 64 Abs. 2 Nr. 2 und § 66 Abs. 6 sich einer laufenden 
Fortbildung unterziehen und ausreichend haftpflichtversichert sein müssen 
sowie unter welchen Voraussetzungen die Eintragung in die Liste nach § 64 
Abs. 2 Nr. 2 und § 66 Abs. 6 zu löschen ist. 

(4) Das fachlich zuständige Ministerium kann zur Vereinfachung oder Be-

gende Bauten, 
8. den Nachweis der Befähigung der in Nummer 7 genannten Fachleute, 
9. die Durchführung von Verordnungen, Richtlinien, Entscheidungen oder Be-

schlüssen des Rates oder der Kommission, die sich auf Bauarten oder 
Bauprodukte Bauprodukte oder Bauarten nach den §§ 17 a bis 26 §§ 18 bis 
26 beziehen. 

(2) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung Vor-
schriften erlassen über 
1. Umfang, Inhalt, Zahl und Beschaffenheit der Bauunterlagen sowie die Ver-

wendung von Vordrucken, 
2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, Nachweise und Bescheinigungen, 
3. die Übermittlung personenbezogener Daten an Behörden außerhalb des 

Baugenehmigungsverfahrens zur Erfüllung der ihnen gesetzlich zugewiese-
nen Aufgaben, 

4. das Verfahren im Einzelnen. 
Es kann dabei für verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche An-
forderungen und Verfahren festlegen. 

(3) Das fachlich zuständige Ministerium kann, hinsichtlich der Nummern 2 und 
3 im Einvernehmen mit dem für die Aufsicht über die Ingenieurkammer Rhein-
land-Pfalz zuständigen Ministerium, durch Rechtsverordnung vorschreiben, 
1. dass zum Nachweis der ordnungsgemäßen Bauausführung von Entwurfs-

verfasserinnen oder Entwurfsverfassern, Unternehmen, sachverständigen 
Personen oder Behörden erstellte Bescheinigungen, Bestätigungen oder 
Nachweise über die Einhaltung bauaufsichtlicher Anforderungen vorzulegen 
sind, 

2. wie das Verfahren für die Eintragung in die von der Ingenieurkammer 
Rheinland-Pfalz nach § 64 Abs. 2 Nr. 2 und § 66 Abs. 6 zu führenden Listen 
durchzuführen ist und welche Nachweise vorzulegen sind; dabei können 
auch Regelungen über Gebühren für die Eintragung getroffen werden, 

3. dass Personen nach § 64 Abs. 2 Nr. 2 und § 66 Abs. 6 sich einer laufenden 
Fortbildung unterziehen und ausreichend haftpflichtversichert sein müssen 
sowie unter welchen Voraussetzungen die Eintragung in die Liste nach § 64 
Abs. 2 Nr. 2 und § 66 Abs. 6 zu löschen ist. 

(4) Das fachlich zuständige Ministerium kann zur Vereinfachung oder Be-
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schleunigung des Baugenehmigungsverfahrens oder zur Entlastung der Bau-
aufsichtsbehörden durch Rechtsverordnung Vorschriften erlassen über 
1. weitere und weitergehende Ausnahmen von den Erfordernissen der Bauge-

nehmigung, 
2. den vollständigen oder teilweisen Wegfall der bautechnischen Prüfung bei 

bestimmten Arten von Bauvorhaben, 
3. die Heranziehung von sachverständigen Personen oder Stellen und die 

Übertragung von Prüfaufgaben der Bauaufsichtsbehörde im Rahmen des 
bauaufsichtlichen Verfahrens einschließlich der Bauüberwachung auf sach-
verständige Personen oder Stellen; insoweit kann es für die sachverständi-
gen Personen oder Stellen  
a) bestimmte Mindestanforderungen an die Fachkenntnisse sowie in zeitli-

cher und sachlicher Hinsicht an die Berufserfahrung festlegen,  
b) durch Prüfungen nachzuweisende Befähigungen, den Nachweis der per-

sönlichen Zuverlässigkeit sowie eine ausreichende Haftpflichtversiche-
rung fordern, 

c) Altersgrenzen festlegen,  
d) eine laufende Fortbildung vorschreiben,  
e) die sonstigen Voraussetzungen festlegen, die sie zu erfüllen haben,  
f) eine besondere Anerkennung vorschreiben sowie das Verfahren und die 

Voraussetzungen für die Anerkennung, ihren Widerruf, ihre Rücknahme 
und ihr Erlöschen regeln,  

g) das Verfahren regeln, nach dem die übertragenen Aufgaben wahrzu-
nehmen sind, und 

h) unter Berücksichtigung des Schwierigkeitsgrads der Tätigkeit, des Zeit-
aufwands oder anderer zweckdienlicher Bemessungsgrundlagen Rege-
lungen über deren Vergütung treffen sowie  

für die Verantwortlichen nach den §§ 56 bis 57 Regelungen entsprechend den 
Buchstaben a bis e treffen. 

(5) Das fachlich zuständige Ministerium kann für sachverständige Personen 
nach § 65 Abs. 4 Satz 1 durch Rechtsverordnung Vorschriften erlassen über 
1. die Fachbereiche, in denen sie tätig werden, 
2. die Anforderungen, insbesondere in Bezug auf deren Ausbildung, Fach-

kenntnisse, Berufserfahrung, persönliche Zuverlässigkeit sowie Fort- und 
Weiterbildung, 

schleunigung des Baugenehmigungsverfahrens oder zur Entlastung der Bau-
aufsichtsbehörden durch Rechtsverordnung Vorschriften erlassen über 
1. weitere und weitergehende Ausnahmen von den Erfordernissen der Bauge-

nehmigung, 
2. den vollständigen oder teilweisen Wegfall der bautechnischen Prüfung bei 

bestimmten Arten von Bauvorhaben, 
3. die Heranziehung von sachverständigen Personen oder Stellen und die 

Übertragung von Prüfaufgaben der Bauaufsichtsbehörde im Rahmen des 
bauaufsichtlichen Verfahrens einschließlich der Bauüberwachung auf sach-
verständige Personen oder Stellen; insoweit kann es für die sachverständi-
gen Personen oder Stellen  
a) bestimmte Mindestanforderungen an die Fachkenntnisse sowie in zeitli-

cher und sachlicher Hinsicht an die Berufserfahrung festlegen,  
b) durch Prüfungen nachzuweisende Befähigungen, den Nachweis der per-

sönlichen Zuverlässigkeit sowie eine ausreichende Haftpflichtversiche-
rung fordern, 

c) Altersgrenzen festlegen,  
d) eine laufende Fortbildung vorschreiben,  
e) die sonstigen Voraussetzungen festlegen, die sie zu erfüllen haben,  
f) eine besondere Anerkennung vorschreiben sowie das Verfahren und die 

Voraussetzungen für die Anerkennung, ihren Widerruf, ihre Rücknahme 
und ihr Erlöschen regeln,  

g) das Verfahren regeln, nach dem die übertragenen Aufgaben wahrzu-
nehmen sind, und 

h) unter Berücksichtigung des Schwierigkeitsgrads der Tätigkeit, des Zeit-
aufwands oder anderer zweckdienlicher Bemessungsgrundlagen Rege-
lungen über deren Vergütung treffen sowie  

für die Verantwortlichen nach den §§ 56 bis 57 Regelungen entsprechend den 
Buchstaben a bis e treffen. 

(5) Das fachlich zuständige Ministerium kann für sachverständige Personen 
nach § 65 Abs. 4 Satz 1 durch Rechtsverordnung Vorschriften erlassen über 
1. die Fachbereiche, in denen sie tätig werden, 
2. die Anforderungen, insbesondere in Bezug auf deren Ausbildung, Fach-

kenntnisse, Berufserfahrung, persönliche Zuverlässigkeit sowie Fort- und 
Weiterbildung, 
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3. das Verfahren, nach dem die Berechtigung zur Ausübung der Tätigkeit als 
sachverständige Person erworben wird, sowie den Widerruf, die Rücknah-
me und das Erlöschen der Berechtigung, 

4. deren Überwachung, 
5. die Festsetzung einer Altersgrenze, 
6. das Erfordernis einer ausreichenden Haftpflichtversicherung sowie 
7. deren Vergütung. 
Dabei können die Befugnisse zur Erteilung, zum Widerruf und zur Rücknahme 
der Berechtigung nach Satz 1 Nr. 3 sowie zur Überwachung nach Satz 1 Nr. 4 
auf Dritte übertragen werden. 

(6) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung 
1. das Ü-Zeichen festlegen und zu diesem Zeichen zusätzliche Angaben ver-

langen, 
2. das Anerkennungsverfahren nach § 26, die Voraussetzungen für die Aner-

kennung, ihren Widerruf und ihr Erlöschen regeln, insbesondere auch Al-
tersgrenzen festlegen, sowie eine ausreichende Haftpflichtversicherung for-
dern, 

3. für die natürlichen Personen, juristischen Personen und Behörden nach § 
26 die Gebühren und Vergütungen festlegen sowie die Fachaufsicht regeln.
 

(7) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung bestim-
men, dass die Anforderungen der aufgrund des § 34 des Produktsicherheitsge-
setzes und des § 49 Abs. 4 des Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen Ver-
ordnungen entsprechend für Anlagen und Einrichtungen gelten, die weder ge-
werblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefahrenbe-
reich keine Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt werden. Es kann 
auch die Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen für anwendbar erklären 
oder selbst das Verfahren bestimmen sowie Zuständigkeiten und Gebühren 
regeln. Dabei kann es auch vorschreiben, dass danach zu erteilende Erlaub-
nisse die Baugenehmigung einschließlich der zugehörigen Abweichungen ein-
schließen. 

(8) In den Rechtsverordnungen nach Absatz 1 kann wegen der technischen 
Einzelheiten auf Bekanntmachungen besonderer sachverständiger Stellen 
unter Angabe der Fundstelle verwiesen werden, soweit diese in einer den Be-

3. das Verfahren, nach dem die Berechtigung zur Ausübung der Tätigkeit als 
sachverständige Person erworben wird, sowie den Widerruf, die Rücknah-
me und das Erlöschen der Berechtigung, 

4. deren Überwachung, 
5. die Festsetzung einer Altersgrenze, 
6. das Erfordernis einer ausreichenden Haftpflichtversicherung sowie 
7. deren Vergütung. 
Dabei können die Befugnisse zur Erteilung, zum Widerruf und zur Rücknahme 
der Berechtigung nach Satz 1 Nr. 3 sowie zur Überwachung nach Satz 1 Nr. 4 
auf Dritte übertragen werden. 

(6) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung 
1. das Ü-Zeichen festlegen und zu diesem Zeichen zusätzliche Angaben ver-

langen, 
2. das Anerkennungsverfahren nach § 25 § 26, die Voraussetzungen für die 

Anerkennung, ihren Widerruf und ihr Erlöschen regeln, insbesondere auch 
Altersgrenzen festlegen, sowie eine ausreichende Haftpflichtversicherung 
fordern, 

3. für die natürlichen Personen, juristischen Personen und Behörden nach 
§ 25 § 26 die Gebühren und Vergütungen festlegen sowie die Fachaufsicht 
regeln. 

(7) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung bestim-
men, dass die Anforderungen der aufgrund des § 34 des Produktsicherheitsge-
setzes und des § 49 Abs. 4 des Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen Ver-
ordnungen entsprechend für Anlagen und Einrichtungen gelten, die weder ge-
werblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefahrenbe-
reich keine Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt werden. Es kann 
auch die Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen für anwendbar erklären 
oder selbst das Verfahren bestimmen sowie Zuständigkeiten und Gebühren 
regeln. Dabei kann es auch vorschreiben, dass danach zu erteilende Erlaub-
nisse die Baugenehmigung einschließlich der zugehörigen Abweichungen ein-
schließen. 

(8) In den Rechtsverordnungen nach Absatz 1 kann wegen der technischen 
Einzelheiten auf Bekanntmachungen besonderer sachverständiger Stellen 
unter Angabe der Fundstelle verwiesen werden, soweit diese in einer den Be-
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troffenen zugänglichen Weise veröffentlicht worden sind. 

(9) Das fachlich zuständige Ministerium erlässt die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften. 

troffenen zugänglichen Weise veröffentlicht worden sind. 

(9) Das fachlich zuständige Ministerium erlässt die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften. 

 § 87 a Technische Baubestimmungen 

 (1) Die Anforderungen nach § 3 Abs. 1 und § 4 können durch Technische Bau-
bestimmungen konkretisiert werden.  

(2) Die Konkretisierungen können durch Bezugnahmen auf technische Regeln 
und deren Fundstellen oder auf andere Weise erfolgen, insbesondere in Bezug 
auf  
1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,  
2. die Planung, Bemessung und Ausführung baulicher Anlagen und ihrer Teile,  
3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten baulichen Anlagen oder ihren 

Teilen, insbesondere  
a) Planung, Bemessung und Ausführung baulicher Anlagen bei Einbau ei-

nes Bauproduktes,  
b) Merkmale von Bauprodukten, die sich für einen Verwendungszweck auf 

die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 auswirken,  
c) Verfahren für die Feststellung der Leistung eines Bauproduktes im Hin-

blick auf Merkmale, die sich für einen Verwendungszweck auf die Erfül-
lung der Anforderungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 auswirken,  

d) zulässige oder unzulässige besondere Verwendungszwecke,  
e) die Festlegung von Klassen und Stufen in Bezug auf bestimmte Verwen-

dungszwecke,  
f) die für einen bestimmten Verwendungszweck anzugebende oder erfor-

derliche und anzugebende Leistung in Bezug auf ein Merkmal, das sich 
für einen Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 auswirkt, soweit vorgesehen in Klassen und Stufen,  

4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur eines allgemeinen bauaufsichtli-
chen Prüfzeugnisses nach § 17 a Abs. 3 oder nach § 20 Abs. 1 bedürfen,  

5. Voraussetzungen zur Abgabe der Übereinstimmungserklärung für ein Bau-
produkt nach § 23,  

6. die Art, den Inhalt und die Form technischer Dokumentation.  
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(3) Die Technischen Baubestimmungen sollen nach den Grundanforderungen 
gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 gegliedert sein.  

(4) Die Technischen Baubestimmungen enthalten die in § 18 b Abs. 3 genann-
te Liste.  

§ 89 Ordnungswidrigkeiten § 89 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine bauliche Anla-
ge errichtet, ändert, benutzt oder abbricht, ohne die hierfür erforderliche Ge-
nehmigung zu besitzen. Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig von der erteilten Genehmigung abweicht, wenn die Abweichung ei-
ner erneuten Genehmigung bedurft hätte. Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
vor Ablauf der Frist nach § 67 Abs. 2 mit dem Vorhaben beginnt. Die Ord-
nungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet 
werden. 

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt für die Errichtung, Aufstellung, Anbringung, Ände-
rung und den Abbruch anderer Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem 
Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen gestellt 
werden, und für Abweichungen von einer für diese Anlagen oder Einrichtungen 
erteilten Genehmigung entsprechend. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. als Bauherrin oder Bauherr oder als verantwortliche Person eines Unter-

nehmens Bauprodukte verwendet oder verwenden lässt, für die der nach 
§ 18 erforderliche Nachweis über ihre Verwendbarkeit nicht vorliegt, 

2. Bauprodukte mit dem Ü-Zeichen kennzeichnet, ohne dass dafür die Vo-
raussetzungen nach § 23 Abs. 4 vorliegen, oder 

3. als Bauherrin oder Bauherr oder als verantwortliche Person eines Unter-
nehmens Bauarten entgegen § 22 ohne die erforderliche allgemeine bau-
aufsichtliche Zulassung oder ohne allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeug-
nis oder ohne Zustimmung im Einzelfall anwendet oder anwenden lässt. 
 
 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend Euro 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine bauliche Anla-
ge errichtet, ändert, benutzt oder abbricht, ohne die hierfür erforderliche Ge-
nehmigung zu besitzen. Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig von der erteilten Genehmigung abweicht, wenn die Abweichung ei-
ner erneuten Genehmigung bedurft hätte. Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
vor Ablauf der Frist nach § 67 Abs. 2 mit dem Vorhaben beginnt. Die Ord-
nungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet 
werden. 

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt für die Errichtung, Aufstellung, Anbringung, Ände-
rung und den Abbruch anderer Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem 
Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen gestellt 
werden, und für Abweichungen von einer für diese Anlagen oder Einrichtungen 
erteilten Genehmigung entsprechend. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. als Bauherrin oder Bauherr oder als verantwortliche Person eines Unter-

nehmens Bauprodukte verwendet oder verwenden lässt, für die der nach 
§ 18 b § 18 erforderliche Nachweis über ihre Verwendbarkeit nicht vorliegt, 

2. Bauprodukte mit dem Ü-Zeichen kennzeichnet, ohne dass dafür die Vo-
raussetzungen nach § 22 Abs. 3 § 23 Abs. 4 vorliegen, oder 

3. als Bauherrin oder Bauherr oder als verantwortliche Person eines Unter-
nehmens Bauarten entgegen § 17 a § 22 ohne die erforderliche allgemeine 
Bauartgenehmigung bauaufsichtliche Zulassung oder ohne allgemeines 
bauaufsichtliches Prüfzeugnis für Bauarten oder ohne vorhabenbezogene 
Bauartgenehmigung Zustimmung im Einzelfall anwendet oder anwenden 
lässt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend Euro 



 

Seite 30 

geahndet werden. 

(4) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. als verantwortliche Person eines Unternehmens oder bei Bauarbeiten in 

Selbst- oder Nachbarschaftshilfe als Bauherrin oder Bauherr bei der Einrich-
tung und dem Betrieb einer Baustelle entgegen § 53 Abs. 2 die erforderli-
chen Schutzvorkehrungen oder Sicherheitsvorkehrungen unterlässt, 

2. einer vollziehbaren Einstellungsanordnung nach § 55 Abs. 4 Satz 2 zuwi-
derhandelt, 

3. die Pflicht, den Wechsel der Bauleiterin oder des Bauleiters oder der Bau-
herrin oder des Bauherrn mitzuteilen (§ 55 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 5), ver-
letzt, 

4. als Bauleiterin oder Bauleiter oder Fachbauleiterin oder Fachbauleiter ihre 
oder seine Mitteilungspflicht nach § 56 a Abs. 1 Satz 2 verletzt,  

5. entgegen § 62 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. a Halbsatz 2 tragende oder ausstei-
fende Bauteile errichtet oder ändert, 

6. entgegen § 66 Abs. 1 Satz 2 oder Satz 4 die Erklärung über die erforderli-
chen Nachweise nicht rechtzeitig vorlegt oder die erforderlichen Nachweise 
auf der Baustelle nicht vorhält oder der Bauaufsichtsbehörde auf deren Ver-
langen nicht vorlegt, 

7. entgegen § 66 Abs. 2 Satz 2 die erforderlichen Nachweise nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig der Bauaufsichtsbehörde vorlegt, 

8. als Inhaberin oder Inhaber einer Ausführungsgenehmigung für Fliegende 
Bauten die Anzeigepflicht nach § 76 Abs. 6 Satz 1 verletzt, 

9. entgegen § 76 Abs. 7 Satz 1 oder entgegen einer vollziehbaren Anordnung 
nach § 76 Abs. 8 Fliegende Bauten aufstellt oder in Gebrauch nimmt, 

10. entgegen § 77 Abs. 1 mit der Ausführung eines genehmigungsbedürftigen 
Vorhabens beginnt, 

11. entgegen § 78 Abs. 2 die Fertigstellung des Rohbaus oder die abschlie-
ßende Fertigstellung der baulichen Anlage nicht oder nicht fristgerecht an-
zeigt oder mit der Anzeige der abschließenden Fertigstellung die erforderli-
chen Bescheinigungen nicht, nicht richtig oder nicht vollständig vorlegt, 

12. entgegen § 78 Abs. 5 mit dem Innenausbau beginnt, 
13. entgegen § 78 Abs. 6 bestimmte Arbeiten fortsetzt oder eine bauliche An-

lage benutzt, 
14. entgegen § 78 Abs. 7 Satz 1 Beginn und Beendigung bestimmter Bauarbei-

geahndet werden. 

(4) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. als verantwortliche Person eines Unternehmens oder bei Bauarbeiten in 

Selbst- oder Nachbarschaftshilfe als Bauherrin oder Bauherr bei der Einrich-
tung und dem Betrieb einer Baustelle entgegen § 53 Abs. 2 die erforderli-
chen Schutzvorkehrungen oder Sicherheitsvorkehrungen unterlässt, 

2. einer vollziehbaren Einstellungsanordnung nach § 55 Abs. 4 Satz 2 zuwi-
derhandelt, 

3. die Pflicht, den Wechsel der Bauleiterin oder des Bauleiters oder der Bau-
herrin oder des Bauherrn mitzuteilen (§ 55 Abs. 1 Satz 5 Satz 3 und Abs. 5), 
verletzt, 

4. als Bauleiterin oder Bauleiter oder Fachbauleiterin oder Fachbauleiter ihre 
oder seine Mitteilungspflicht nach § 56 a Abs. 1 Satz 2 verletzt,  

5. entgegen § 62 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. a Halbsatz 2 tragende oder ausstei-
fende Bauteile errichtet oder ändert, 

6. entgegen § 66 Abs. 1 Satz 2 oder Satz 4 die Erklärung über die erforderli-
chen Nachweise nicht rechtzeitig vorlegt oder die erforderlichen Nachweise 
auf der Baustelle nicht vorhält oder der Bauaufsichtsbehörde auf deren Ver-
langen nicht vorlegt, 

7. entgegen § 66 Abs. 2 Satz 2 die erforderlichen Nachweise nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig der Bauaufsichtsbehörde vorlegt, 

8. als Inhaberin oder Inhaber einer Ausführungsgenehmigung für Fliegende 
Bauten die Anzeigepflicht nach § 76 Abs. 6 Satz 1 verletzt, 

9. entgegen § 76 Abs. 7 Satz 1 oder entgegen einer vollziehbaren Anordnung 
nach § 76 Abs. 8 Fliegende Bauten aufstellt oder in Gebrauch nimmt, 

10. entgegen § 77 Abs. 1 mit der Ausführung eines genehmigungsbedürftigen 
Vorhabens beginnt, 

11. entgegen § 78 Abs. 2 die Fertigstellung des Rohbaus oder die abschlie-
ßende Fertigstellung der baulichen Anlage nicht oder nicht fristgerecht an-
zeigt oder mit der Anzeige der abschließenden Fertigstellung die erforderli-
chen Bescheinigungen nicht, nicht richtig oder nicht vollständig vorlegt, 

12. entgegen § 78 Abs. 5 mit dem Innenausbau beginnt, 
13. entgegen § 78 Abs. 6 bestimmte Arbeiten fortsetzt oder eine bauliche An-

lage benutzt, 
14. entgegen § 78 Abs. 7 Satz 1 Beginn und Beendigung bestimmter Bauarbei-
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ten nicht anzeigt, 
15. entgegen § 79 Abs. 1 eine bauliche Anlage benutzt oder entgegen § 79 

Abs. 2 Feuerungsanlagen in Betrieb nimmt, 
16. einer vollziehbaren Einstellungsanordnung nach § 80 Abs. 1 zuwiderhan-

delt, 
17. einer vollziehbaren Benutzungsuntersagung nach § 81 zuwiderhandelt oder 
18. gegen eine Verfahrens- oder Betriebsbestimmung verstößt, die in einer 

aufgrund des § 87 Abs. 1 Nr. 5 oder 6 erlassenen Rechtsverordnung ent-
halten ist, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldbestimmung verweist. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro 
geahndet werden. 

(5) Ordnungswidrig handelt, wer wider besseres Wissen unrichtige Angaben 
macht oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um einen nach diesem 
Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahn-
det werden. 

(6) Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit bezieht oder die zu ihrer 
Vorbereitung oder Begehung verwendet worden sind, können eingezogen wer-
den. 

(7) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten ist die untere Bauaufsichtsbehörde. 

ten nicht anzeigt, 
15. entgegen § 79 Abs. 1 eine bauliche Anlage benutzt oder entgegen § 79 

Abs. 2 Feuerungsanlagen in Betrieb nimmt, 
16. einer vollziehbaren Einstellungsanordnung nach § 80 Abs. 1 zuwiderhan-

delt, 
17. einer vollziehbaren Benutzungsuntersagung nach § 81 zuwiderhandelt oder 
18. gegen eine Verfahrens- oder Betriebsbestimmung verstößt, die in einer 

aufgrund des § 87 Abs. 1 Nr. 5 oder 6 erlassenen Rechtsverordnung ent-
halten ist, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldbestimmung verweist. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro 
geahndet werden. 

(5) Ordnungswidrig handelt, wer wider besseres Wissen unrichtige Angaben 
macht oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um einen nach diesem 
Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahn-
det werden. 

(6) Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit bezieht oder die zu ihrer 
Vorbereitung oder Begehung verwendet worden sind, können eingezogen wer-
den. 

(7) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten ist die untere Bauaufsichtsbehörde. 

§ 91 Übergangsbestimmungen § 91 Übergangsbestimmungen 

(1) Als allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach § 19 gelten: 
1. die für nicht geregelte Bauprodukte nach bisherigem Recht erteilten allge-

meinen bauaufsichtlichen Zulassungen, 
2. Prüfbescheide, mit denen nach bisherigem Recht Prüfzeichen für nicht ge-

regelte Bauprodukte zugeteilt worden sind. 

(2) Personen, Stellen, Überwachungsgemeinschaften oder Behörden, die bis-
her zu Prüfstellen bestimmt oder als Überwachungsstellen anerkannt waren, 
gelten für ihren bisherigen Aufgabenbereich weiterhin als Prüf- oder Überwa-

(1) Bestehende Anerkennungen als Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungs-
stellen bleiben in dem bis zum 28. Juni 2019 bestimmten Umfang wirksam. Vor 
dem 29. Juni 2019 gestellte Anträge gelten als Anträge nach diesem Gesetz.  
 

(2) Bis zum 28. Juni 2019 für Bauarten erteilte allgemeine bauaufsichtliche 
Zulassungen oder Zustimmungen im Einzelfall gelten als Bauartgenehmigun-
gen fort. 

(3) Die bis zum 28. Juni 2019 eingeführten technischen Baubestimmungen und 
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chungsstellen nach § 26 Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 4. 

(3) Als Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) nach § 23 Abs. 4 gelten: 
1. Überwachungszeichen (Ü-Zeichen), mit denen Bauprodukte vor In-Kraft-

Treten dieses Gesetzes gekennzeichnet wurden, 
2. Prüfzeichen und Überwachungszeichen aus anderen Ländern der Bundes-

republik Deutschland, in denen Prüfzeichen- und Überwachungspflichten 
nach bisherigem Recht noch bestehen. 

an die Stelle der Bauregellisten getretenen Bestimmungen gelten bis zum In-
krafttreten der Verwaltungsvorschrift nach § 3 Abs. 2 als Technische Baube-
stimmungen nach § 87 a fort. 

 Artikel 2 – Änderung der Landesverordnung über Bauunterlagen und die 
bautechnische Prüfung  

§ 5 Bautechnische Nachweise § 5 Bautechnische Nachweise 

(1) … Sie kann auf die Vorlage eines Nachweises der Standsicherheit verzich-
ten, wenn bauliche Anlagen oder ihre Teile nach Bauart, statischem System, 
baulicher Durchbildung und Abmessung sowie hinsichtlich ihrer Beanspru-
chung einer bewährten, insbesondere durch technische Baubestimmungen 
nach § 3 Abs. 3 LBauO im Einzelnen festgelegten Ausführung entsprechen. 
 

(2) Zum Nachweis des Brandschutzes sind im Lageplan, in den Bauzeichnun-
gen oder in der Baubeschreibung, soweit erforderlich, insbesondere anzuge-
ben: 
… 

2. das Brandverhalten der Baustoffe (Baustoffklasse) und die Feuerwider-
standsfähigkeit der tragenden und aussteifenden sowie der raumabschlie-
ßenden Bauteile (Feuerwiderstandsklasse) entsprechend den Benennun-
gen nach § 15 Abs. 2 und 3 LBauO oder den Klassifizierungen nach den 
Anlagen zur Bauregelliste A Teil 1, 
 

… 

(1) … Sie kann auf die Vorlage eines Nachweises der Standsicherheit verzich-
ten, wenn bauliche Anlagen oder ihre Teile nach Bauart, statischem System, 
baulicher Durchbildung und Abmessung sowie hinsichtlich ihrer Beanspru-
chung einer bewährten, insbesondere durch Technische Baubestimmungen 
nach § 87 a technische Baubestimmungen nach § 3 Abs. 3 LBauO im Einzel-
nen festgelegten Ausführung entsprechen. 

(2) Zum Nachweis des Brandschutzes sind im Lageplan, in den Bauzeichnun-
gen oder in der Baubeschreibung, soweit erforderlich, insbesondere anzuge-
ben: 
… 

2. das Brandverhalten der Baustoffe (Baustoffklasse) und die Feuerwider-
standsfähigkeit der tragenden und aussteifenden sowie der raumabschlie-
ßenden Bauteile (Feuerwiderstandsklasse) entsprechend den Benennun-
gen nach § 15 Abs. 2 und 3 LBauO oder den Klassifizierungen nach den 
Technischen Baubestimmungen nach § 87 a LBauO Anlagen zur Bauregel-
liste A Teil 1, 

… 

 Artikel 3 – Änderung der Landesverordnung über das Übereinstim-
mungszeichen  
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§ 1 § 1 

(1) Das Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) nach § 23 Abs. 4 der Landes-
bauordnung Rheinland-Pfalz besteht aus dem Buchstaben "Ü" und hat folgen-
de Angaben zu enthalten: 
… 
2. Die Grundlage der Übereinstimmungsbestätigung: 

a) die Kurzbezeichnung der für das geregelte Bauprodukt im Wesentlichen 
maßgeblichen technischen Regel,  

… 

(1) Das Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) nach § 22 Abs. 3 § 23 Abs. 4 
der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz besteht aus dem Buchstaben "Ü" und 
hat folgende Angaben zu enthalten: 
… 
2. Die Grundlage der Übereinstimmungsbestätigung: 

a) die Kurzbezeichnung der für das geregelte Bauprodukt im Wesentlichen 
maßgeblichen technischen Regel,  

… 

 Artikel 4 – Änderung der PÜZ-Anerkennungsverordnung 

§ 1 Anerkennung § 1 Anerkennung 

(1) Eine natürliche oder juristische Person kann nach § 26 Abs. 1 der Landes-
bauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) auf Antrag anerkannt werden als 
1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prüfzeugnisse (§ 

20 Abs. 2 LBauO), 
2. Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten vor Bestätigung der Über-

einstimmung (§ 24 Abs. 2 LBauO), 
3. Zertifizierungsstelle (§ 25 Abs. 1 LBauO), 
4. Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung (§ 25 Abs. 2 LBauO), 

 
5. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 18 Abs. 6 LBauO oder 

 
6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 18 Abs. 5 LBauO, 

 
wenn sie die Voraussetzungen nach § 2 erfüllt. 

(1) Eine natürliche oder juristische Person kann nach § 25 § 26 Abs. 1 der 
Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) auf Antrag anerkannt werden als 
1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prüfzeugnisse 

(§ 20 Abs. 2 LBauO), 
2. Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten vor Bestätigung der Über-

einstimmung (§ 23 Abs. 2 LBauO § 24 Abs. 2 LBauO), 
3. Zertifizierungsstelle (§ 24 Abs. 1 LBauO § 25 Abs. 1 LBauO), 
4. Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung (§ 24 Abs. 2 LBauO § 25 

Abs. 2 LBauO), 
5. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 17 a Abs. 7 und § 26 Abs. 

2 LBauO § 18 Abs. 6 LBauO oder 
6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 17 a Abs. 6 und § 26 Abs. 1 LBauO 

§ 18 Abs. 5 LBauO, 
wenn sie die Voraussetzungen nach § 2 erfüllt. 

§ 2 Anerkennungsvoraussetzungen § 2 Anerkennungsvoraussetzungen 

(1) Jede Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungsstelle muss verfügen über 
1. eine ausreichende Zahl an Beschäftigten mit der für die Erfüllung ihrer Auf-

gaben notwendigen Ausbildung und beruflichen Erfahrung und 

(1) Jede Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungsstelle muss verfügen über 
1. eine ausreichende Zahl an Beschäftigten mit der für die Erfüllung ihrer Auf-

gaben notwendigen Ausbildung und beruflichen Erfahrung und 
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2. eine Person, der die Aufsicht über die mit den Prüfungs-, Überwachungs- 
und Zertifizierungstätigkeiten betrauten Beschäftigten obliegt (Leiterin oder 
Leiter). 

Die Leiterin oder der Leiter muss ein für den Tätigkeitsbereich der Prüf-, Über-
wachungs- oder Zertifizierungsstelle geeignetes technisches oder naturwissen-
schaftliches Studium an einer deutschen Hochschule oder ein gleichwertiges 
Studium an einer ausländischen Hochschule mit Erfolg abgeschlossen haben 
und 
 
1. für Prüfstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 eine insgesamt mindestens fünfjährige 

Berufserfahrung im Bereich der Prüfung, Überwachung oder Zertifizierung 
von Bauprodukten, 

2. für Prüfstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 eine mindestens dreijährige Berufser-
fahrung im Bereich der Prüfung von Bauprodukten, 
 

3. für die Zertifizierungsstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 eine insgesamt mindes-
tens dreijährige Berufserfahrung im Bereich der Prüfung, Überwachung o-
der Zertifizierung von Bauprodukten oder vergleichbarer Tätigkeiten, 
 

4. für Überwachungsstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 eine mindestens drei-
jährige Berufserfahrung im Bereich der Überwachung von Bauprodukten 
sowie 

5. für Prüfstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 eine mindestens dreijährige Berufser-
fahrung im jeweiligen Aufgabenbereich 

nachweisen. Die Leiterin oder der Leiter einer Prüfstelle muss diese Aufgabe 
hauptberuflich ausüben. Satz 3 gilt nicht, wenn eine hauptberufliche Stellvertre-
terin oder ein hauptberuflicher Stellvertreter, die oder der die für die Leiterin 
oder den Leiter maßgebenden Anforderungen erfüllt, bestellt ist. Für eine Prüf-
stelle kann eine hauptberufliche Stellvertreterin oder ein hauptberuflicher Stell-
vertreter im Sinne des Satzes 4 verlangt werden, wenn dies nach Art und Um-
fang der Tätigkeiten erforderlich ist; ist die Leiterin oder der Leiter nach Satz 4 
nicht hauptberuflich tätig, kann eine zweite hauptberufliche Stellvertreterin oder 
ein zweiter hauptberuflicher Stellvertreter verlangt werden. Die Leiterin oder der 
Leiter einer Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungsstelle sowie deren oder 
dessen Stellvertretung müssen über die für die Ausübung der Prüf-, Überwa-

2. eine Person, der die Aufsicht über die mit den Prüfungs-, Überwachungs- 
und Zertifizierungstätigkeiten betrauten Beschäftigten obliegt (Leiterin oder 
Leiter). 

Die Leiterin oder der Leiter und, wenn eine Stellvertreterin oder ein Stellvertre-
ter bestellt ist, die Stellvertreterin oder der Stellvertreter müssen muss ein für 
den Tätigkeitsbereich der Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungsstelle ge-
eignetes technisches oder naturwissenschaftliches Studium an einer deutschen 
Hochschule oder ein gleichwertiges Studium an einer ausländischen Hoch-
schule mit Erfolg abgeschlossen haben und 
1. für Prüfstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 eine insgesamt mindestens fünfjährige 

Berufserfahrung im Bereich der Prüfung, Überwachung oder Zertifizierung 
von Bauprodukten für den jeweiligen Produktbereich, 

2. für Prüfstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 eine mindestens dreijährige Berufser-
fahrung im Bereich der Prüfung von Bauprodukten für den jeweiligen Pro-
duktbereich, 

3. für die Zertifizierungsstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 eine insgesamt mindes-
tens dreijährige Berufserfahrung im Bereich der Prüfung, Überwachung o-
der Zertifizierung von Bauprodukten oder vergleichbarer Tätigkeiten für den 
jeweiligen Produktbereich, 

4. für Überwachungsstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 eine mindestens drei-
jährige Berufserfahrung im Bereich der Überwachung von Bauprodukten 
und Bauarten für den jeweiligen Produktbereich sowie 

5. für Prüfstellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 eine mindestens dreijährige Berufser-
fahrung im jeweiligen Aufgabenbereich 

nachweisen. Die Leiterin oder der Leiter einer Prüfstelle muss diese Aufgabe 
hauptberuflich ausüben. Satz 3 gilt nicht, wenn eine hauptberufliche Stellvertre-
terin oder ein hauptberuflicher Stellvertreter, die oder der die für die Leiterin 
oder den Leiter maßgebenden Anforderungen erfüllt, bestellt ist. Für eine Prüf-
stelle kann eine hauptberufliche Stellvertreterin oder ein hauptberuflicher Stell-
vertreter im Sinne des Satzes 4 verlangt werden, wenn dies nach Art und Um-
fang der Tätigkeiten erforderlich ist; ist die Leiterin oder der Leiter nach Satz 4 
nicht hauptberuflich tätig, kann eine zweite hauptberufliche Stellvertreterin oder 
ein zweiter hauptberuflicher Stellvertreter verlangt werden. Die Leiterin oder der 
Leiter einer Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungsstelle sowie deren oder 
dessen Stellvertretung müssen über die für die Ausübung der Prüf-, Überwa-
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chungs- und Zertifizierungstätigkeiten erforderlichen Kenntnisse der deutschen 
Sprache verfügen. 
(2) Die Leiterin oder der Leiter einer Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungs-
stelle darf 
1. zum Zeitpunkt der Antragstellung das 65. Lebensjahr nicht vollendet haben, 
2. die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht verloren haben, 
3. durch gerichtliche Anordnung nicht in der Verfügung über ihr oder sein 

Vermögen beschränkt sein 
und muss 
4. die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen und 
5. die Gewähr dafür bieten, dass sie oder er neben den Leitungsaufgaben 

andere Tätigkeiten nur in solchem Umfang ausüben wird, dass die ord-
nungsgemäße Erfüllung der Pflichten als Leiterin oder Leiter gewährleistet 
ist. 

(…) 

chungs- und Zertifizierungstätigkeiten erforderlichen Kenntnisse der deutschen 
Sprache verfügen. 
(2) Die Leiterin oder der Leiter einer Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungs-
stelle sowie deren oder dessen Stellvertretung dürfen darf 
1. zum Zeitpunkt der Antragstellung das 65. Lebensjahr nicht vollendet haben, 
2. die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht verloren haben, 
3. durch gerichtliche Anordnung nicht in der Verfügung über ihr oder sein 

Vermögen beschränkt sein 
und müssen muss 
4. die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen und 
5. die Gewähr dafür bieten, dass sie oder er neben den Leitungsaufgaben 

andere Tätigkeiten nur in solchem Umfang ausüben werden wird, dass die 
ordnungsgemäße Erfüllung ihrer der Pflichten als Leiterin oder Leiter ge-
währleistet ist. 

(…) 

§ 3 Antrag und Antragsunterlagen § 3 Antrag und Antragsunterlagen 

(1) Die Anerkennung ist schriftlich bei der Anerkennungsbehörde zu beantra-
gen. Anerkennungsbehörde ist die oberste Bauaufsichtsbehörde oder das 
Deutsche Institut für Bautechnik nach § 4 der Landesverordnung über Zustän-
digkeiten nach dem Bauproduktengesetz und zur Übertragung von Zuständig-
keiten auf das Deutsche Institut für Bautechnik vom 11. Oktober 1996 (GVBl. 
S. 375, BS 213-5) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 
 
 

(2) Mit der Antragstellung sind folgende Unterlagen einzureichen: 
1. die Angabe, auf welche Tätigkeit im Sinne des § 1 Abs. 1 sich die Anerken-

nung beziehen soll, 
2. Angaben zum Bauprodukt, für das eine Anerkennung beantragt wird; dabei 

kann auf nach § 18 Abs. 2 LBauO bekannt gemachte technische Regeln 
Bezug genommen werden, 
 

(1) Die Anerkennung ist schriftlich bei der Anerkennungsbehörde zu beantra-
gen. Anerkennungsbehörde ist die oberste Bauaufsichtsbehörde oder das 
Deutsche Institut für Bautechnik nach § 2 der Landesverordnung über Zustän-
digkeiten nach dem Bauproduktengesetz und der Marktüberwachung von har-
monisierten Bauprodukten sowie zur Übertragung von Zuständigkeiten auf das 
Deutsche Institut für Bautechnik vom 19. August 2014 (GVBl. S. 197 § 4 der 
Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Bauproduktengesetz und 
zur Übertragung von Zuständigkeiten auf das Deutsche Institut für Bautechnik 
vom 11. Oktober 1996 (GVBl. S. 375, BS 213-5) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

(2) Mit der Antragstellung sind folgende Unterlagen einzureichen: 
1. die Angabe, auf welche Tätigkeit im Sinne des § 1 Abs. 1 sich die Anerken-

nung beziehen soll, 
2. Angaben zum Bauprodukt, für das eine Anerkennung beantragt wird; dabei 

kann auf nach § 3 Abs. 2 und § 87 a LBauO § 18 Abs. 2 LBauO als Techni-
sche Baubestimmungen bekannt gemachte technische Regeln Bezug ge-
nommen werden, 
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3. Angaben zur Person, zur Qualifikation und zur Berufserfahrung der Perso-
nen nach § 2 Abs. 1 Satz 1, 

4. Angaben über wirtschaftliche und rechtliche Verbindungen der antragstel-
lenden Person nach § 1 Abs. 1 und der Personen nach § 2 Abs. 1 Satz 1 zu 
einzelnen Herstellern, 

5. Angaben zu den Räumlichkeiten und zur technischen Ausstattung, 
6. die Angabe des Geburtsdatums der Leiterin oder des Leiters, 

 
7. Angaben zu Unterauftragnehmern und 
8. einschlägige Zulassungen und Akkreditierungen aus anderen Staaten. 
(…) 

3. Angaben zur Person, zur Qualifikation und zur Berufserfahrung der Perso-
nen nach § 2 Abs. 1 Satz 1, 

4. Angaben über wirtschaftliche und rechtliche Verbindungen der antragstel-
lenden Person nach § 1 Abs. 1 und der Personen nach § 2 Abs. 1 Satz 1 zu 
einzelnen Herstellern, 

5. Angaben zu den Räumlichkeiten und zur technischen Ausstattung, 
6. die Angabe des Geburtsdatums der Leiterin oder des Leiters und der Stell-

vertreterin oder des Stellvertreters, 
7. Angaben zu Unterauftragnehmern und 
8. einschlägige Zulassungen und Akkreditierungen aus anderen Staaten. 
(…) 

§ 5 Besondere Pflichten § 5 Besondere Pflichten 

(…) 
(2) Jede Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungsstelle hat Berichte über ihre 
Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungstätigkeiten anzufertigen und zu doku-
mentieren. Die Berichte müssen mindestens Angaben zum Gegenstand, zum 
beteiligten Personal, zu den angewandten Verfahren entsprechend den techni-
schen Anforderungen, zu den Ergebnissen und zum Herstellwerk enthalten. 
Die Berichte haben ferner Angaben zum Prüfdatum, zum Zertifizierungsdatum 
oder zum Überwachungszeitraum zu enthalten. Die Berichte sind von der Leite-
rin oder dem Leiter der Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungsstelle zu un-
terzeichnen. Sie sind fünf Jahre aufzubewahren und der Anerkennungsbehörde 
oder der von ihr bestimmten Stelle auf Verlangen vorzulegen. 
(…) 

(…) 
(2) Jede Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungsstelle hat Berichte über ihre 
Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungstätigkeiten anzufertigen und zu doku-
mentieren. Die Berichte müssen mindestens Angaben zum Gegenstand, zum 
beteiligten Personal, zu den angewandten Verfahren entsprechend den techni-
schen Anforderungen, zu den Ergebnissen und zum Herstellwerk enthalten. 
Die Berichte haben ferner Angaben zum Prüfdatum, zum Zertifizierungsdatum 
oder zum Überwachungszeitraum zu enthalten. Die Berichte sind von der Leite-
rin oder dem Leiter oder deren oder dessen Stellvertretung der Prüf-, Überwa-
chungs- oder Zertifizierungsstelle zu unterzeichnen. Sie sind fünf Jahre aufzu-
bewahren und der Anerkennungsbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle 
auf Verlangen vorzulegen. 
(…) 

§ 6 Erlöschen und Widerruf der Anerkennung § 6 Erlöschen und Widerruf der Anerkennung 

(2) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn 
(…) 
2. die Leiterin oder der Leiter der Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungs-

stelle aus gesundheitlichen Gründen nicht nur vorübergehend nicht mehr in 
der Lage ist, seine Tätigkeit ordnungsgemäß auszuüben, oder 

(2) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn 
(…) 
2. die Leiterin oder der Leiter der Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungs-

stelle aus gesundheitlichen Gründen nicht nur vorübergehend nicht mehr in 
der Lage ist, die seine Tätigkeit ordnungsgemäß auszuüben, oder 



 

Seite 37 

(…) (…) 

 Artikel 5 – Änderung der Wasserbauprüfverordnung 

§ 1 § 1 

Für folgende serienmäßig hergestellte Bauprodukte sind auch hinsichtlich was-
serrechtlicher Anforderungen Nachweise der Verwendbarkeit und Überein-
stimmungsnachweise nach den §§ 19, 19 a und 22 bis 22 b in Verbindung mit 
§ 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 und 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 und § 22 c LBauO zu 
führen: 
 
 
 
1. (…) 
2.  Bauprodukte für ortsfest verwendete Anlagen zum Lagern, Abfüllen und 

Umschlagen von wassergefährdenden Stoffen: 
 (…) 

b) Abdichtungsmittel für Auffangwannen, -vorrichtungen, -räume und  
-flächen, 

(…) 

Für folgende serienmäßig hergestellte Bauprodukte und für folgende Bauarten 
sind auch hinsichtlich wasserrechtlicher Anforderungen Verwendbarkeits- und 
Anwendbarkeitsnachweise sowie Übereinstimmungsbestätigungen Nachweise 
der Verwendbarkeit und Übereinstimmungsnachweise nach § 17 a Abs. 2 Satz 
1 Nr. 1 und Abs. 5 sowie den §§ 18 b bis 20 und 22 bis 26 der Landesbauord-
nung Rheinland-Pfalz (LBauO) erforderlich den §§ 19, 19 a und 22 bis 22 b in 
Verbindung mit § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 und 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 und 
§ 22 c LBauO zu führen: 
1. (…) 
2.  Bauprodukte und Bauarten für ortsfest verwendete Anlagen zum Lagern, 

Abfüllen und Umschlagen von wassergefährdenden Stoffen: 
 (…) 

b) Abdichtungsmittel für Auffangwannen, -vorrichtungen, -räume und  
für Flächen -flächen, 

(…) 

 § 2 

 § 1 findet keine Anwendung auf Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung auf-
grund der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für 
die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 
89/10//EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5, 2013 Nr. L 103 S. 10) in der 
jeweils geltenden Fassung tragen. § 18 Abs. 2 LBauO bleibt unberührt. 

 Artikel 6 – Änderung der Landesverordnung über die Überwachung von 
Tätigkeiten mit Bauprodukten und bei Bauarten  

§ 1 § 1 
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(1) Folgende Tätigkeiten müssen durch eine Überwachungsstelle nach § 26 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) über-
wacht werden: 
… 
2. das Herstellen und der Einbau von Beton mit höherer Festigkeit und ande-

ren besonderen Eigenschaften auf Baustellen, 
… 

 
(2) Die Überwachung erfolgt nach einschlägigen technischen Baubestimmun-

gen und kann sich auf Stichproben beschränken. 

(1) Folgende Tätigkeiten müssen durch eine Überwachungsstelle nach § 25 
Satz 1 Nr. 5 § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz 
(LBauO) überwacht werden: 
… 
2. das Herstellen und der Einbau von Beton mit höherer Festigkeit und ande-

ren besonderen Eigenschaften (Beton der Überwachungsklasse 2 oder 3) 
auf Baustellen, 

… 
(2) Die Überwachung erfolgt nach einschlägigen Technischen technischen 

Baubestimmungen und kann sich auf Stichproben beschränken. 

§ 2 § 2 

(1) Für die Tätigkeiten nach § 1 Abs. 1 Nr. 2, 3, 5 und 6 gelten die Überwa-
chungsstellen, die bisher als Überwachungsstellen nach § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
4 LBauO die entsprechenden Bauprodukte überwachen, als anerkannte Über-
wachungsstellen nach § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 LBauO. 

(2) Die Tätigkeiten nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 4 sind für die Dauer von zwei 
Jahren ab dem In-Kraft-Treten dieser Verordnung von der Überwachungspflicht 
ausgenommen. 

(1) Für die Tätigkeiten nach § 1 Abs. 1 Nr. 2, 3, 5 und 6 gelten die Überwa-
chungsstellen, die bisher als Überwachungsstellen nach § 25 Satz 1 Nr. 4 § 26 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 LBauO die entsprechenden Bauprodukte überwachen, als 
anerkannte Überwachungsstellen nach § 25 Satz 1 Nr. 5 § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
5 LBauO. 

(2) Die Tätigkeiten nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 4 sind für die Dauer von zwei 
Jahren ab dem In-Kraft-Treten dieser Verordnung von der Überwachungspflicht 
ausgenommen. 

 Artikel 7 – Änderung der Landesverordnung über Anforderungen an Her-
steller von Bauprodukten und Anwender von Bauarten  

§ 1 § 1 

(1) Für 
1. die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung tragender Stahlbautei-

le, 
2. die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung tragender Aluminium-

bauteile, 
3. die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung von Betonstahlbeweh-

rungen, 
4. die Ausführung von Leimarbeiten zur Herstellung tragender Holzbauteile 

(1) Für 
1. die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung tragender Stahlbautei-

le auf der Baustelle, 
2. die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung tragender Aluminium-

bauteile auf der Baustelle, 
3. die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung von Betonstahlbeweh-

rungen, 
4. die Ausführung von Klebearbeiten Leimarbeiten zur Herstellung tragender 
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und von Brettschichtholz, 
5. die Herstellung und den Einbau von Beton mit höherer Festigkeit und ande-

ren besonderen Eigenschaften (Beton der Überwachungsklasse 2 oder 3) 
auf Baustellen sowie die Herstellung von Transportbeton und vorgefertigten 
tragenden Bauteilen aus Beton der Überwachungsklasse 2 oder 3 und 

6. die Instandsetzung von tragenden Betonbauteilen, deren Standsicherheit 
gefährdet ist, 
 
 

müssen der Hersteller und der Anwender über Fachkräfte mit besonderer 
Sachkunde und Erfahrung sowie über besondere Vorrichtungen verfügen.  

(2) Die erforderliche Ausbildung und berufliche Erfahrung der Fachkräfte sowie 
die erforderlichen Vorrichtungen bestimmen sich nach den nach § 3 Abs. 3 
Satz 1 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) durch Verwaltungs-
vorschrift als technische Baubestimmungen eingeführten technischen Regeln 
einschließlich der dort aufgeführten Anlagen, und zwar in den Fällen  
 
 
 
1. des Absatzes 1 Nr. 1 nach lfd. Nr. 2.4.4 (Teil 7 der technischen Regel), 

 
2. des Absatzes 1 Nr. 2 nach lfd. Nr. 2.4.1, 
3. des Absatzes 1 Nr. 3 nach lfd. Nr. 2.3.4, 
4. des Absatzes 1 Nr. 4 nach lfd. Nr. 2.5.1, 
5. des Absatzes 1 Nr. 5 nach lfd. Nr. 2.3.1 und 
6. des Absatzes 1 Nr. 6 nach lfd. Nr. 2.3.11 (Teil 3 der technischen Regel) 

 
 

der Anlage zur Verwaltungsvorschrift über die Einführung von technischen 
Regeln als technische Baubestimmungen vom 21. November 2008 (MinBl. S. 
376) in der jeweils geltenden Fassung. 

Holzbauteile und von Brettschichtholz, 
5. die Herstellung und den Einbau von Beton mit höherer Festigkeit und ande-

ren besonderen Eigenschaften (Beton der Überwachungsklasse 2 oder 3) 
auf Baustellen sowie die Herstellung von Transportbeton und vorgefertigten 
tragenden Bauteilen aus Beton der Überwachungsklasse 2 oder 3, und 

6. die Instandsetzung von tragenden Betonbauteilen, deren Standsicherheit 
gefährdet ist, und 

7. die Ausführung von nachträglichen Bewehrungsanschlüssen mit eingemör-
telten Bewehrungsstäben 

müssen der Hersteller und der Anwender über Fachkräfte mit besonderer 
Sachkunde und Erfahrung sowie über besondere Vorrichtungen verfügen.  

(2) Die erforderliche Ausbildung und berufliche Erfahrung der Fachkräfte sowie 
die erforderlichen Vorrichtungen bestimmen sich nach den nach § 3 Abs. 2 und 
§ 87 a § 3 Abs. 3 Satz 1 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) von 
der obersten Bauaufsichtsbehörde als Verwaltungsvorschrift bekannt gemach-
ten Technischen Baubestimmungen in der jeweils geltenden Fassung durch 
Verwaltungsvorschrift als technische Baubestimmungen eingeführten techni-
schen Regeln einschließlich der dort aufgeführten benannten Anlage, und zwar 
in den Fällen  
1. des Absatzes 1 Nr. 1 nach lfd. Nr. A.1.2.4.1 2.4.4 (Teil 7 der technischen 

Regel), 
2. des Absatzes 1 Nr. 2 nach lfd. Nr. A.1.2.4.3 2.4.1, 
3. des Absatzes 1 Nr. 3 nach lfd. Nr. A.1.2.3.4 2.3.4, 
4. des Absatzes 1 Nr. 4 nach lfd. Nr. A.1.2.5.1 2.5.1, 
5. des Absatzes 1 Nr. 5 nach lfd. Nr. A.1.2.3.1 2.3.1, und 
6. des Absatzes 1 Nr. 6 nach lfd. Nr. A.1.2.3.2 2.3.11 (Teil 3 der technischen 

Regel) und 
7. des Absatzes 1 Nr. 7 nach lfd. Nr. A.1.2.3.7. 
der Anlage zur Verwaltungsvorschrift über die Einführung von technischen 
Regeln als technische Baubestimmungen vom 21. November 2008 (MinBl. S. 
376) in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 2 § 2 

Die Hersteller und Anwender haben vor der erstmaligen Durchführung der Tä- Die Hersteller und Anwender haben vor der erstmaligen Durchführung der Tä-
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tigkeiten nach § 1 Abs. 1 und danach für Tätigkeiten nach 
1. § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5 und 6 in Abständen von höchstens drei Jahren und 

 
2. § 1 Abs. 1 Nr. 4 in Abständen von höchstens fünf Jahren 
gegenüber einer nach § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 LBauO anerkannten Prüfstelle 
nachzuweisen, dass sie über die vorgeschriebenen Fachkräfte und Vorrichtun-
gen verfügen. 

tigkeiten nach § 1 Abs. 1 und danach für Tätigkeiten nach 
1. § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, und 5 bis 7 und 6 in Abständen von höchstens drei 

Jahren und 
2. § 1 Abs. 1 Nr. 4 in Abständen von höchstens fünf Jahren 
gegenüber einer nach § 25 Satz 1 Nr. 6 § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 LBauO aner-
kannten Prüfstelle nachzuweisen, dass sie über die vorgeschriebenen Fach-
kräfte und Vorrichtungen verfügen. 

 Artikel 8 – Änderung der Landesverordnung über Zuständigkeiten nach 
dem Bauproduktengesetz und der Marktüberwachung von harmonisierten 
Bauprodukten sowie zur Übertragung von Zuständigkeiten auf das Deut-
sche Institut für Bautechnik 

§ 2 § 2 

Dem Deutschen Institut für Bautechnik wird die Zuständigkeit für die Anerken-
nung von Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstellen nach § 26 der Lan-
desbauordnung Rheinland-Pfalz vom 24. November 1998 (GVBl. S. 365, BS 
213-1) in der jeweils geltenden Fassung und deren Überwachung übertragen. 
(…) 

Dem Deutschen Institut für Bautechnik wird die Zuständigkeit für die Anerken-
nung von Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstellen nach § 25 § 26 der 
Landesbauordnung Rheinland-Pfalz vom 24. November 1998 (GVBl. S. 365, 
BS 213-1) in der jeweils geltenden Fassung und deren Überwachung übertra-
gen. (…) 

 Artikel 9 Inkrafttreten 

 (1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 7 am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. Artikel 7 tritt am 2. Januar 2020 ersten Tage des auf die Verkün-
dung folgenden dritten Kalendermonats in Kraft.  

(2) § 2 der Landesverordnung über die Überwachung von Tätigkeiten mit Bau-
produkten und bei Bauarten vom 11. Juli 2011 (GVBl. S. 179), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 dieses Gesetzes, BS 213-1-18, tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2020 außer Kraft. 

 


